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A. Problem und Ziel 

Kleine und mittlere Festbrennstofffeuerangsanlagen der Haushalte und Klein- 
verbraucher sind eine bedeutende Quelle für besonders gesundheitsgefährdende 
Stoffe wie Feinstaub und polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe. Insbe- 
sondere Altanlagen sind für die hohe Feinstaubbelastung verantwortlich. Bei der 
Novellierung gilt es vorrangig, die Anforderungen an den verbesserten Stand 
der Technik der Emissionsminderung anzupassen, um den technischen Weiter- 
entwicklungen seit 1988 Rechnung zu tragen. Im Vordergrand stehen Klein- 
feuerangsanlagen für feste Brennstoffe. 

Eine nachhaltige Reduzierung der Feinstaubbelastung aus Kleinfeuerangsanla- 
gen der 1. BImSchV ist nur mit einer Regelung zur deutlichen Senkung der 
Emissionen aus bestehenden Feuerangsanlagen für feste Brennstoffe und an- 
sprachsvollen Grenzwerten für neue Anlagen erreichbar. 


B. Lösung 

Die Umsetzung der unter A genannten Ziele erfolgt durch eine Neufassung der 
bereits bestehenden Verordnung über kleine und mittlere Feuerangsanlagen, die 
auf Ermächtigungsgrandlagen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gestützt 
ist. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Bund, Länder und Gemeinden 

Die öffentlichen Haushalte sind berührt, soweit Bund, Länder oder Gemeinden 
Anlagen betreiben, die in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen. Mehr- 
kosten, die sich aus den Altanlagenregelungen ergeben können, werden infolge 
der Verlängerung der Überwachungsintervalle bei öl- und gasbefeuerten 
Heizungsanlagen weitestgehend kompensiert. 
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2. Vollzugsaufwand 

2.1 Bund 
Keiner 

2.2 Länder und Kommunen 

Verbesserungen bei den Emissionen aus Kleinfeuerungsanlagen werden vor Ort 
zu deutlich weniger Beschwerden über Gerachsbelästigungen und gesundheitli- 
chen Nachteilen führen. Die Folge ist ein geringerer Vollzugsaufwand. Zusätz- 
lich werden die Vollzugskosten infolge der Reduzierung der Überwachungshäu- 
figkeit erheblich verringert. 


E. Sonstige Kosten 

Für die Flersteller werden zusätzliche Entwicklungs- und Zulassungskosten an- 
fallen. Betreibern von Anlagen, die erstmalig eine Kleinfeuerungsanlage errich- 
ten, werden nur geringfügige Mehrkosten entstehen. Betreibern von bestehen- 
den Anlagen entstehen Mehrkosten, soweit sie der Altanlagenregelung 
unterliegen. Da diese Altanlagenregelung über einen langen Zeitraum angelegt 
ist, sind die Mehrkosten verhältnismäßig und bewegen sich im Durchschnitt 
zwischen 100 und 500 Euro, die nur einmalig anfallen. Geringfügige Auswir- 
kungen auf die Einzelpreise sind wahrscheinlich, da die herstellenden Betriebe 
die zusätzlichen Kosten zumindest in Teilen an die Verbraucher weitergeben 
werden. Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau sowie das Verbraucher- 
preisniveau sind jedoch nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Mit der Novelle der 1 . BImSchV werden neue Informationspflichten eingeführt 
oder vorhandene verändert. Eine Reihe von Informationspfiichten wird entfal- 
len. Neue Informationspfiichten ergeben sich bei den Flerstellem von Feue- 
rungsanlagen für die Erstellung von Prüfbescheinigungen. Ftierfür sind zusätz- 
liche jährliche Bürokratiekosten von 175 000 Euro zu erwarten. Für bestehende 
Informationspfiichten werden weiterhin Bürokratiekosten in Flöhe von jährlich 
2,79 Mio. Euro anfallen. 

Für den Verwaltungsbereich werden die Bürokratiekosten erheblich reduziert. 
Infolge der Verlängerungen der Prüfintervalle für Fleizungsanlagen sowie einer 
Erleichterung im Nachweisverfahren werden die Bürokratiekosten jährlich um 
mehr als 61,5 Mio. Euro gesenkt. 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-3- 


Drucksache 17/74 


Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 


, November 2009 


DIE Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene 

Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen - 1 . BImSchV) 

mit Vorblatt (Anlage 1). 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG ist 
als Anlage 2 beigefügt. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 230. Sitzung am 2. Juli 2009 der Verordnung 
zugestimmt. 

Der Bundesrat hat der Verordnung in seiner 862. Sitzung am 16. Oktober 2009 mit 
Änderungsmaßgaben zugestimmt (Anlage 3). 

Die Bundesregierung hat beschlossen, die Änderungsmaßgaben des Bundesrates 
unverändert zu übernehmen. 

Ich bitte, die erneute Zustimmung des Deutschen Bundestages aufgrund des § 48 b 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über kieine und mittiere Feuerungsaniagen - 1. BImSchV)'' 

Vom ... 


Auf Grund des § 23 Absatz 1 in Verbindung mit § 48b so- 
wie des § 59 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 
(BGBl. I S. 3830) verordnet die Bundesregierung nach An- 
hörung der beteiligten Kreise und unter Wahrung der Rechte 
des Bundestages: 

Inhaltsübersicht 
Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Anwendungsbereich 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
§ 3 Brennstoffe 

Abschnitt 2 

Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe 

§ 4 Allgemeine Anforderungen 

§ 5 Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleistung von 
4 Kilowatt oder mehr 

Abschnitt 3 

Öl- und Gasfeuerungsanlagen 

§ 6 Allgemeine Anforderungen 

§ 7 Ölfeuerungsanlagen mit Verdampfungsbrermer 

§ 8 Ölfeuerungsanlagen mit Zerstäubungsbrenner 

§ 9 Gasfeuerungsanlagen 

§10 Begrenzung der Abgasverluste 

§11 Öl- und Gasfeuerungen mit einer Feuerungswärme- 
leistung von 10 Megawatt bis 20 Megawatt 

Abschnitt 4 
Überwachung 

§12 Messöffnung 
§13 Messeinrichtungen 

§ 14 Überwachung neuer und wesentlich geänderter Feue- 
rungsanlagen 

* Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations- 
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften 
und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft 
(ABI. L 204 vom 21.7.1998, S. 37), die zuletzt durch die Richtlinie 
2006/96/EG (ABI. L 363 vom 20. 12.2006, S. 8 1) geändert worden ist, 
sind beachtet worden. 


§ 1 5 Wiederkehrende Überwachung 
§16 Zusammenstellung der Messergebnisse 
§ 1 7 Eigenüberwachung 

§18 Überwachung von Öl- und Gasfeuerungen mit einer 
Feuerungswämieleistung von 10 Megawatt bis 20 Me- 
gawatt 

Abschnitt 5 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 1 9 Ableitbedingungen für Abgase 
§ 20 Anzeige und Nachweise 
§ 2 1 Weitergehende Anforderungen 
§ 22 Zulassung von Ausnahmen 
§ 23 Zugänglichkeit der Normen 
§ 24 Ordnungswidrigkeiten 

Abschnitt 6 
Übergangsregelungen 

§ 25 Übergangsregelung für Feuerungsanlagen für feste 
Brennstoffe, ausgenommen Einzelraumfeuerungsan- 
lagen 

§ 26 Übergangsregelung für Einzelraumfeuerungsanlagen 
für feste Brennstoffe 

§ 27 Übergangsregelung für Schomsteinfegerarbeiten nach 
dem 1. Januar 2013 

Abschnitt 7 
Schlussvorschrift 

§ 28 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Anlage 1 (zu § 12) 

Messöffnung 

Anlage 2 (zu § 5 Absatz 1, §§ 7, 8, 10, 14 Absatz 4, 

§ 15 Absatz 5, § 25 Absatz 2) 

Anforderungen an die Durchführung der Messungen im 
Betrieb 

Anlage 3 (zu § 2 Nummer 1 1 , § 6) 

Bestimmung des Nutzungsgrades und des Stickstoffoxid- 
gehaltes unter Prüfbedingungen 

Anlage 4 (zu § 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2, § 4 Absatz 3, 5 
und 7, § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, Absatz 6) 

Anforderungen bei der Typprüfung 
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Abschnitt 1 

Allgemeine Vorsehriften 

§ 1 

Anwendungsbereich 

( 1 ) Diese Verordnung gilt für die Errichtung, die Beschaf- 
fenheit und den Betrieb von Feuerungsanlagen, die keiner 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes bedürfen. 

(2) Die §§ 4 bis 20 sowie die §§25 und 26 gelten nicht für 

1 . Feuerungsanlagen, die nach dem Stand der Technik ohne 
eine Einrichtung zur Ableitung der Abgase betrieben 
werden können, insbesondere Infrarotheizstrahler, 

2. Feuerungsanlagen, die dazu bestimmt sind, 

a) Güter durch unmittelbare Berührung mit heißen Ab- 
gasen zu trocknen, 

b) Speisen durch unmittelbare Berührung mit heißen 
Abgasen zu backen oder in ähnlicher Weise zuzube- 
reiten, 

c) Branntwein in Kleinbrennereien nach § 34 des Geset- 
zes über das Branntweinmonopol in der im Bundesge- 
setzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 612-7, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes voiu 13. Dezember 2007 
(BGBl. 1 S. 2897) geändert worden ist, mit einer jähr- 
lichen Betriebszeit von nicht mehr als 20 Tagen her- 
zustellen oder 

d) Warmwasser in Badeöfen zu erzeugen, 

es sei derm, sie unterliegen dem Anwendungsbereich des 

§ 11 , 

3 . F euerungsanlagen, von denen nach den Umständen zu er- 
warten ist, dass sie nicht länger als während der drei Mo- 
nate, die auf die Inbetriebnahme folgen, an demselben 
Ort betrieben werden. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

ln dieser Verordnung gelten die folgenden Begriffsbe- 
stimmungen: 

1. Abgasverlust: 

die Differenz zwischen dem Wärmeinhalt des Abgases 
und dem Wärmeinhalt der Verbrennungsluft bezogen auf 
den Heizwert des Brermstoffes; 

2. Brennwertgerät: 

Wärmeerzeuger, bei dem die Verdampfungswärme des 
im Abgas enthaltenen Wasserdampfes konstruktionsbe- 
dingt durch Kondensation nutzbar gemacht wird; 

3. Einzelraumfeuerungsanlage: 

Feuerungsanlage, die vorrangig zur Beheizung des Auf- 
stellraumes verwendet wird, sowie Herde mit oder ohne 
indirekt beheizte Backvorrichtung; 

4. Emissionen: 

die von einer Feuerungsanlage ausgehenden Fuftverun- 
reinigungen; Konzentrationsangaben beziehen sich auf 


das Abgasvolumen iiu Normzustand (273 Kelvin, 1013 
Hektopascal) nach Abzug des Feuchtegehaltes an Was- 
serdampf; 

5. Feuerungsanlage: 

eine Anlage, bei der durch Verfeuerung von Brermstof- 
fen Wärme erzeugt wird; zur Feuerungsanlage gehören 
Feuerstätte und, soweit vorhanden, Einrichtungen zur 
Verbrennungsluftzuführung, Verbindungsstück und 
Abgaseinrichtung; 

6. Feuerungswärmeleistung: 

der auf den unteren Heizwert bezogene Wärmeinhalt 
des Brermstoffs, der einer Feuerungsanlage im Dauer- 
betrieb je Zeiteinheit zugeführt werden kann; 

7. Holzschutzmittel: 

bei der Be- und Verarbeitung des Holzes eingesetzte 
Stoffe mit biozider Wirkung gegen holzzerstörende In- 
sekten oder Pilze sowie holzverfärbende Pilze; ferner 
Stoffe zur Herabsetzung der Entflammbarkeit von 
Holz; 

8. Kern des Abgasstromes: 

der Teil des Abgasstromes, der iiu Querschnitt des Ab- 
gaskanals im Bereich der Messöffnung die höchste 
Temperatur aufweist; 

9. naturbelassenes Holz: 

Holz, das ausschließlich mechanischer Bearbeitung 
ausgesetzt war und bei seiner Verwendung nicht mehr 
als nur unerheblich mit Schadstoffen kontaminiert 
wurde; 

10. Nennwärmeleistung: 

die höchste von der Feuerungsanlage im Dauerbetrieb 
nutzbar abgegebene Wärmemenge je Zeiteinheit; ist 
die Feuerungsanlage für einen Nennwärmeleistungsbe- 
reich eingerichtet, so ist die Nennwärmeleistung die in 
den Grenzen des Nermwärmeleistungsbereichs fest ein- 
gestellte und auf einem Zusatzschild angegebene 
höchste nutzbare Wärmeleistung; ohne Zusatzschild 
gilt als Nennwärmeleistung der höchste Wert des Nerm- 
wärmeleistungsbereichs; 

11. Nutzungsgrad: 

das Verhältnis der von einer Feuerungsanlage nutzbar 
abgegebenen Wärmemenge zu dem der Feuerungsanla- 
ge mit dem Brermstoff zugeführten Wärmeinhalt bezo- 
gen auf eine Heizperiode luit festgelegter Wärmebe- 
darfs-Häufigkeitsverteilung nach Anlage 3 Nummer 1 ; 

12. offener Kamin: 

Feuerstätte für feste Brennstoffe, die bestimmungsge- 
mäß offen betrieben werden kann, soweit die Feuerstät- 
te nicht ausschließlich für die Zubereitung von Speisen 
bestimmt ist; 

13. Grundofen: 

Einzelraumfeuerungsanlage als Wärmespeicherofen 
aus mineralischen Speichermaterialien, die an Ort und 
Stelle handwerklich gesetzt werden; 
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14. Ölderivate: 

schwerflüchtige organische Substanzen, die sich bei der 
Bestimmung der Rußzahl auf dem Filterpapier nieder- 
schlagen; 

15. Rußzahl: 

die Kennzahl für die Schwärzung, die die im Abgas ent- 
haltenen staubförmigen Emissionen bei der Rußzahlbe- 
stimmung nach DIN 51402 Teil 1, Ausgabe Oktober 
1986, hervorrufen; Maßstab für die Schwärzung ist das 
optische Reflexionsvermögen; einer Erhöhung der 
Rußzahl um 1 entspricht eine Abnahme des Reflexions- 
vermögens um 10 Prozent; 

16. wesentliche Änderung: 

eine Änderung an einer Feuerungsanlage, die die Art 
oder Menge der Emissionen erheblich verändern kaim; 
eine wesentliche Änderung liegt regelmäßig vor bei 

a) Umstellung einer Feuerungsanlage auf einen ande- 
ren Brennstoff, es sei denn, die Feuerungsanlage ist 
bereits für wechselweisen Breimstoffeinsatz einge- 
richtet, 

b) Austausch eines Kessels; 

17. bestehende Feuerungsanlagen: 

Feuerungsanlagen, die vor dem ... [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens dieser Verordnung] errichtet worden 
sind. 

§3 

Brennstoffe 

(1) In Feuerungsanlagen nach § 1 dürfen nur die folgen- 
den Brennstoffe eingesetzt werden: 

1 . Steinkohlen, nicht pechgebundene Steinkohlenbriketts, 
Steinkohlenkoks, 

2. Braunkohlen, Braunkohlenbriketts, Braunkohlenkoks, 

3. Brenntorf, Presslinge aus Brenntorf, 

3a. Grill-Holzkohle, Grill-Holzkohlebriketts nach DIN EN 
1860, Ausgabe September 2005, 

4. naturbelassenes stückiges Holz einschließlich anhaften- 
der Rinde, insbesondere in Form von Scheitholz und 
Hackschnitzeln, sowie Reisig und Zapfen, 

5. naturbelassenes nicht stückiges Holz, insbesondere in 
Form von Sägemehl, Spänen und Schleifstaub, sowie 
Rinde, 

5a. Presslinge aus naturbelassenem Holz in Form von Holz- 
briketts nach DIN 51731, Ausgabe Oktober 1996, oder 
in Form von Holzpellets nach den brennstofftechni- 
schen Anforderungen des DINplus-Zertifizierungspro- 
gramms „Holzpellets zur Verwendung in Kleinfeuer- 
stätten nach DEM 5 1731 -HP 5“, Ausgabe August 2007, 
sowie andere Holzbriketts oder Holzpellets aus naturbe- 
lassenem Holz mit gleichwertiger Qualität, 

6. gestrichenes, lackiertes oder beschichtetes Holz sowie 
daraus anfallende Reste, soweit keine Holzschutzmittel 
aufgetragen oder infolge einer Behandlung enthalten 
sind und Beschichtungen keine halogenorganischen 
Verbindungen oder Schwermetalle enthalten, 

7. Sperrholz, Spanplatten, Faserplatten oder sonst verleim- 
tes Holz sowie daraus anfallende Reste, soweit keine 


Holzschutzmittel aufgetragen oder infolge einer Be- 
handlung enthalten sind und Beschichtungen keine ha- 
logenorganischen Verbindungen oder Schwermetalle 
enthalten, 

8. Stroh und ähnliche pflanzliche Stoffe, nicht als Lebens- 
mittel bestimmtes Getreide wie Getreidekörner und Ge- 
treidebruchkömer, Getreideganzpflanzen, Getreideaus- 
putz, Getreidespelzen und Getreidehalmreste sowie 
Pellets aus den vorgenannten Breimstoffen, 

9. Heizöl leicht (Heizöl EL) nach DIN 51603-1, Ausgabe 
August 2008, und andere leichte Heizöle mit gleichwer- 
tiger Qualität sowie Methanol, Ethanol, naturbelassene 
Pflanzenöle oder Pflanzenölmethylester, 

10. Gase der öffentlichen Gasversorgung, naturbelassenes 
Erdgas oder Erdölgas mit vergleichbaren Schwefel- 
gehalten sowie Flüssiggas oder Wasserstoff, 

1 1 . Klärgas mit einem Volumengehalt an Schwefelverbin- 
dungen bis zu 1 Promille, angegeben als Schwefel, oder 
Biogas aus der Landwirtschaft, 

12. Koksofengas, Grubengas, Stahlgas, Hochofengas, Raf- 
fmeriegas und Synthesegas mit einem Volumengehalt 
an Schwefelverbindungen bis zu 1 Promille, angegeben 
als Schwefel, sowie 

13. sonstige nachwachsende Rohstoffe, soweit diese die 
Anforderungen nach Absatz 5 einhalten. 

(2) Der Massegehalt an Schwefel der in Absatz 1 Num- 
mer 1 und 2 genannten Brennstoffe darf 1 Prozent der Roh- 
substanz nicht überschreiten. Bei Steinkohlenbriketts oder 
Braunkohlenbriketts gilt diese Anforderung als erfüllt, wenn 
durch eine besondere Vorbehandlung eine gleichwertige 
Begrenzung der Emissionen an Schwefeldioxid im Abgas 
sichergestellt ist. 

(3) Die in Absatz 1 Nummer 4 bis 8 und 13 genannten 
Brermstoffe dürfen in Feuerungsanlagen nur eingesetzt wer- 
den, wenn ihr Feuchtegehalt unter 25 Prozent bezogen auf 
das Trocken- oder Darrgewicht des Breimstoffs liegt. Satz 1 
gilt nicht bei automatisch beschickten Feuerungsanlagen, die 
nach Angaben des Herstellers für Brennstoffe mit höheren 
Feuchtegehalten geeignet sind. 

(4) Presslinge aus Brennstoffen nach Absatz 1 Nummer 5a 
bis 8 und 13 dürfen nicht unter Verwendung von Bindemit- 
teln hergestellt sein. Ausgenommen davon sind Bindemittel 
aus Stärke, pflanzlichem Stearin, Melasse und Zellulose- 
faser. 

(5) Brennstoffe im Sinne des Absatzes 1 Nummer 13 müs- 
sen folgende Anforderungen erfüllen: 

1. für den Brennstoff müssen genormte Qualitätsanforde- 
rungen vorliegen, 

2. die Emissionsgrenzwerte nach Anlage 4 Nummer 2 müs- 
sen unter Prüfbedingungen eingehalten werden, 

3. beim Einsatz des Brermstoffes im Betrieb dürfen keine 
höheren Emissionen an Dioxinen, Furanen und polyzyk- 
lischen aromatischen Kohlenwasserstoffen als bei der 
Verbrennung von Holz auftreten; dies muss durch ein 
mindestens einjährliches Messprogramm an den für den 
Einsatz vorgesehenen Feuerungsanlagentyp nachgewie- 
sen werden. 
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4. beim Einsatz des Brennstoffes im Betrieb müssen die 
Anforderungen nach § 5 Absatz 1 eingehalten werden 
können; dies muss durch ein mindestens einjährliches 
Messprogramm an den für den Einsatz vorgesehenen 
Feuerungsanlagentyp nachgewiesen werden. 


Abschnitt 2 

Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe 

§4 

Allgemeine Anforderungen 

(1) Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe dürfen nur be- 
trieben werden, wenn sie sich in einem ordnungsgemäßen 
technischen Zustand befinden. Sie dürfen nur mit Brennstof- 
fen nach § 3 Absatz 1 betrieben werden, für deren Einsatz sie 
nach Angaben des Herstellers geeignet sind. Errichtung und 
Betrieb haben sich nach den Vorgaben des Herstellers zu 
richten. 

(2) Emissionsbegrenzungen beziehen sich auf einen Volu- 
mengehalt an Sauerstoff im Abgas von 13 Prozent. 

(3) Einzelraumfeuerungsanlagen für feste Brennstoffe, 
mit Ausnahme von Grundöfen und offenen Kaminen, die ab 
dem . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieser Verord- 
nung] errichtet werden, dürfen nur betrieben werden, wenn 
für die Feuerstättenart der Einzelraumfeuerungsanlagen 
durch eine Typprüfung des Herstellers belegt werden kann, 
dass unter Prüfbedingungen die Anforderungen an die Emis- 
sionsgrenzwerte und den Mindestwirkungsgrad nach Anlage 4 
eingehalten werden. 

(4) Offene Kamine dürfen nur gelegentlich betrieben wer- 
den. ln ihnen dürfen nur naturbelassenes stückiges Holz 
nach § 3 Absatz 1 Nummer 4 oder Presslinge in Fonn von 
Holzbriketts nach § 3 Absatz 1 Nummer 5a eingesetzt wer- 
den. 

(5) Grundöfen, die nach dem 3 1 . Dezember 2014 errichtet 
und betrieben werden, sind mit nachgeschalteten Einrichtun- 
gen zur Staubminderung nach dem Stand der Technik auszu- 
statten. Satz 1 gilt nicht für Anlagen, bei denen die Einhal- 
tung der Anforderungen nach Anlage 4 Nummer 1 zu 
Kachelofenheizeinsätzen mit Füllfeuerungen nach DIN EN 
13229/Al, Ausgabe Oktober 2005, wie folgt nachgewiesen 
wird: 


1. bei einer Messung von einer Schomsteinfegerin oder 
einem Schornsteinfeger unter sinngemäßer Anwendung 
der Bestimmungen der Anlage 4 Nummer 3 zu Beginn 
des Betriebes oder 

2. im Rahmen einer Typprüfung des vorgefertigten Feuer- 
raumes unter Anwendung der Bestimmungen der Anlage 4 
Nummer 3. 

(6) Die nachgeschalteten Einrichtungen zur Staubminde- 
rung nach Absatz 5 dürfen nur verwendet werden, werm ihre 
Eignung von der zuständigen Behörde festgestellt worden ist 
oder eine Bauartzulassung vorhegt. Die Eignungsfeststel- 
lung und die Bauartzulassung entfallen, sofern nach den bau- 
ordnungsrechtlichen Vorschriften über die Verwendung von 
Bauprodukten auch die immissionsschutzrechtlichen Anfor- 
derungen eingehalten werden. 

(7) Feuerungsanlagen für die in § 3 Absatz 1 Nummer 8 
und 13 genannten Brermstoffe, die ab dem . . . [einsetzen: Da- 
tum des Inkrafttretens dieser Verordnung] errichtet werden, 
dürfen nur betrieben werden, wenn für die Feuerungsanlage 
durch eine Typprüfung des Herstellers belegt wird, dass un- 
ter Prüfbedingungen die Anforderungen an die Emissions- 
grenzwerte nach Anlage 4 Nummer 2 eingehalten werden. 

(8) Der Betreiber einer handbeschickten Feuerungsanlage 
für feste Brennstoffe hat sich nach der Errichtung oder nach 
einem Betreiberwechsel innerhalb eines Jahres hinsichtlich 
der sachgerechten Bedienung der Feuerungsanlage, der ord- 
nungsgemäßen Lagerung des Brennstoffs sowie der Beson- 
derheiten beim Umgang mit festen Brennstoffen von einer 
Schomsteinfegerin oder einem Schornsteinfeger im Zusam- 
menhang mit anderen Schomsteinfegerarbeiten beraten zu 
lassen. 

§5 

Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleistung 
von 4 Kilowatt oder mehr 

(1) Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe mit einer 
Nennwärmeleistung von 4 Kilowatt oder mehr, ausgenom- 
men Einzelraumfeuerungsanlagen, sind so zu errichten und 
zu betreiben, dass die nach Anlage 2 ermittelten Massenkon- 
zentrationen die folgenden Emissionsgrenzwerte für Staub 
und Kohlenstoffmonoxid (CO) nicht überschreiten: 



Brennstoff nach 
§ 3 Absatz 1 

N ennwärmeleistung 
[Kilowatt] 

Staub [g/m^] 

CO [g/m3] 

Stufe 1: 

Anlagen, die ab dem . . . [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens dieser Verordnung] 
errichtet werden 

Nummer 

1 bis 3a 

> 4 < 500 

0,09 

1,0 

>500 

0,09 

0,5 

Nummer 

4 bis 5 

> 4 < 500 

0,10 

1,0 

>500 

0,10 

0,5 

Nummer 5a 

> 4 < 500 

0,06 

0,8 

>500 

0,06 

0,5 

Nummer 

6 bis 7 

>30< 100 

0,10 

0,8 

> 100 < 500 

0,10 

0,5 

>500 

0,10 

0,3 
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Brennstoff nach 
§ 3 Absatz 1 

N ennwärmeleistung 
[Kilowatt] 

Staub [g/m^] 

CO [g/m3] 

Stufe 1: 

Anlagen, die ab dem . . . [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens dieser Verordnung] 
errichtet werden 

Nummer 

8 und 13 

> 4 < 100 

0,10 

1,0 

Stufe 2: 

Anlagen, die nach dem 31.12.2014 
errichtet werden 

Nummer 

1 bis 5a 

>4 

0,02 

0,4 

Nummer 

6 bis 7 

> 30 < 500 

0,02 

0,4 

>500 

0,02 

0,3 

Nummer 

8 und 13 

> 4 < 100 

0,02 

0,4 


Abweichend von Satz 1 gelten bei Feuerungsanlagen, in de- 
nen ausschließlich Brennstoffe nach § 3 Absatz 1 Nummer 4 
in Form von Scheitholz eingesetzt werden, die Grenzwerte 
der Stufe 2 erst für Anlagen, die nach dem 31. Dezember 
2016 errichtet werden. 

(2) Die in § 3 Absatz 1 Nummer 6 oder Nummer 7 ge- 
nannten Brennstoffe dürfen nur in Feuerungsanlagen mit 
einer Nennwärmeleistung von 30 Kilowatt oder mehr und 
nur in Betrieben der Holzbearbeitung oder Holzverarbeitung 
eingesetzt werden. 

(3) Die in § 3 Absatz 1 Nummer 8 und 13 genannten 
Brennstoffe dürfen nur in automatisch beschickten Feue- 
rungsanlagen eingesetzt werden, die nach Angaben des Her- 
stellers für diese Brennstoffe geeignet sind und die im Rah- 
men der Typprüfung nach § 4 Absatz 7 mit den jeweiligen 
Brennstoffen geprüft wurden. Die in § 3 Absatz 1 Num- 
mer 8 genannten Brennstoffe, ausgenommen Stroh und ähn- 
liche pflanzliche Stoffe, dürfen nur in Betrieben der Land- 
und Forstwirtschaft, des Gartenbaus und in Betrieben des 
agrargewerblichen Sektors, die Umgang mit Getreide haben, 
insbesondere Mühlen und Agrarhandel, eingesetzt werden. 

(4) Bei Feuerungsanlagen mit flüssigem Wärmeträger- 
medium, ausgenommen Einzelraumfeuerungsanlagen, für 
den Einsatz der in § 3 Absatz 1 Nummer 4 bis 8 und 13 
genannten Brennstoffe, die ab dem . . . [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieser Verordnung] errichtet werden, soll ein 
Wasser-Wärmespeicher mit einem Volumen von zwölf Litern 
je Liter Brennstofffüllraum vorgehalten werden. Es ist min- 
destens ein Wasser- Wärmespeichervolumen von 55 Litern 
pro Kilowatt Nennwärmeleistung zu verwenden. Abwei- 
chend von Satz 1 genügt bei automatisch beschickten Anla- 
gen ein Wasser-Wännespeicher mit einem Volumen von 
mindestens 20 Litern je Kilowatt Nermwärmeleistung. Ab- 
weichend von den Sätzen 1 und 2 kann ein sonstiger Wärme- 
speicher gleicher Kapazität verwendet werden. Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht für 

1 . automatisch beschickte F euerungsanlagen, die die Anfor- 
derungen nach Absatz 1 bei kleinster einstellbarer Leis- 
tung einhalten, 

2. Feuerungsanlagen, die zur Abdeckung der Grund- und 

Mittellast in einem Wärmeversorgungssystem unter Voll- 


last betrieben werden und die Spitzen- und Zusatzlasten 
durch einen Reservekessel abdecken, sowie 

3. Feuerungsanlagen, die auf Grund ihrer bestimmungs- 
gemäßen Funktion ausschließlich bei Volllast betrieben 
werden. 


Abschnitt 3 

Öl- und Gasfeuerungsanlagen 

§6 

Allgemeine Anforderungen 

(1) Öl- und Gasfeuerungsanlagen zur Beheizung von Ge- 
bäuden oder Räumen mit Wasser als Wärmeträger und einer 
Feuerungswärmeleistung unter 10 Megawatt, die ab dem . . . 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung] er- 
richtet werden, dürfen nur betrieben werden, wenn für die 
eingesetzten Kessel-Brenner-Einheiten, Kessel und Brenner 
durch eine Bescheinigung des Herstellers belegt wird, dass 
der unter Prüfbedingungen nach dem Verfahren der Anlage 3 
Nummer 2 ennittelte Gehalt des Abgases an Stickstoff- 
oxiden, angegeben als Stickstoffdioxid, in Abhängigkeit 
von der Nermwärmeleistung die folgenden Werte nicht 
überschreitet: 

1. bei Einsatz von Heizöl EL im Sirme des § 3 Absatz 1 
Nummer 9: 


Nermwärmeleistung 

[kW] 

Emissionen in 
mg/kWh 

< 120 

110 

> 120 < 400 

120 

>400 

185 


2. bei Einsatz von Gasen der öffentlichen Gasversorgung: 


Nermwärmeleistung 

[kW] 

Emissionen in 
mg/kWh 

< 120 

60 

> 120 < 400 

80 

>400 

120 
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Die Möglichkeiten, die Emissionen an Stickstoffoxid durch 
feuerungstechnische Maßnahmen nach dem Stand der Tech- 
nik weiter zu vermindern, sind auszuschöpfen. 

(2) ln Öl- und Gasfeuerungsanlagen zur Beheizung von 
Gebäuden oder Räumen mit Wasser als Wärmeträger, die ab 
dem . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieser Verord- 
nung] errichtet oder durch Austausch des Kessels wesentlich 
geändert werden, dürfen Heizkessel mit einer Nennwärme- 
leistung von mehr als 400 Kilowatt nur eingesetzt werden, 
soweit durch eine Bescheinigung des Herstellers belegt wer- 
den karm, dass ihr unter Prüfbedingungen nach dem Ver- 
fahren der Anlage 3 Nummer 1 ermittelter Nutzungsgrad 
von 94 Prozent nicht unterschritten wird. 

(3) Die Anforderungen nach Absatz 2 gelten für Heizkes- 
sel mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 1 Megawatt 
als erfüllt, soweit der nach dem Verfahren der Anlage 3 
Nummer 1 emiittelte Kesselwirkungsgrad 94 Prozent nicht 
unterschreitet. 

(4) Für Kessel-Brenner-Einheiten, Kessel und Brenner, 
die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Eu- 
ropäischen Wirtschaftsraum hergestellt worden sind, kann 
der Gehalt des Abgases an Stickstoffoxiden abweichend von 
Absatz 1 auch nach einem dem Verfahren nach Anlage 3 
Nummer 2 gleichwertigen Verfahren, insbesondere nach 
einem in einer europäischen Norm festgelegten Verfahren, 
emiittelt werden. 

§7 

Ölfeuerungsanlagen mit Verdampfungsbrenner 

Ölfeuerungsanlagen mit Verdampfungsbrenner sind so zu 
errichten und zu betreiben, dass 

1 . die nach dem Verfahren der Anlage 2 Nummer 3.2 ermit- 
telte Schwärzung durch die staubförmigen Emissionen 
im Abgas die Rußzahl 2 nicht überschreitet, 

2. die Abgase nach der nach dem Verfahren der Anlage 2 
Nummer 3.3 vorgenommenen Prüfung frei von Ölderiva- 
ten sind, 

3. die Grenzwerte für die Abgasverluste nach § 10 Absatz 1 
eingehalten werden und 

4. die Kohlenstoffmonoxidemissionen einen Wert von 
1 300 Milligramm je Kilowattstunde nicht überschreiten. 

Bei Anlagen mit einer Nennwärmeleistung von 1 1 Kilowatt 
oder weniger, die vor dem 1. November 1996 errichtet wor- 
den sind, darf abweichend von Satz 1 Nummer 1 die Ruß- 
zahl 3 nicht überschritten werden. 

§8 

Ölfeuerungsanlagen mit Zerstäubungsbrenner 

Ölfeuerungsanlagen mit Zerstäubungsbrermer sind so zu 
errichten und zu betreiben, dass 

1 . die nach dem Verfahren der Anlage 2 Nummer 3 .2 ermit- 
telte Schwärzung durch die staubförmigen Emissionen 
im Abgas die Rußzahl 1 nicht überschreitet, 

2. die Abgase nach der nach dem Verfahren der Anlage 2 
Nummer 3.3 vorgenommenen Prüfung frei von Ölderiva- 
ten sind. 


3. die Grenzwerte für die Abgasverluste nach § 10 Absatz 1 
eingehalten werden und 

4. die Kohlenstoffmonoxidemissionen einen Wert von 
1 300 Milligramm je Kilowattstunde nicht überschreiten. 

Bei Anlagen, die bis zum 1. Oktober 1988, in dem in Ar- 
tikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet bis zum 
3. Oktober 1990, errichtet worden sind, darf abweichend von 
Satz 1 Nummer 1 die Rußzahl 2 nicht überschritten werden, 
es sei denn, die Anlagen sind nach diesen Zeitpurrkten we- 
sentlich geändert worden oder werden wesentlich geändert. 

§9 

Gasfeuerungsanlagen 

(1) Für Feuerungsanlagen, die regelmäßig mit Gasen der 
öffentlichen Gasversorgung und während höchstens 300 
Stunden im Jahr mit Heizöl EL im Sinne des § 3 Absatz 1 
Nummer 9 betrieben werden, gilt während des Betriebs mit 
Heizöl EL für alle Betriebstemperaturen ein Emissions- 
grenzwert für Stickstoffoxide von 250 Milligramm je Kilo- 
wattstunde Abgas. 

(2) Gasfeuerungsanlagen sind so zu errichten und zu be- 
treiben, dass die Grenzwerte für die Abgasverluste nach § 10 
Absatz 1 eingehalten werden. 

§ 10 

Begrenzung der Abgasverluste 

(1) Bei Öl- und Gasfeuerungsanlagen dürfen die nach 
dem Verfahren der Anlage 2 Nummer 3.4 für die Feuerstätte 
ermittelten Abgasverluste die nachfolgend genannten Pro- 
zentsätze nicht überschreiten: 


Nermwärmeleistung 
in Kilowatt 

Grenzwerte für die 
Abgasverluste in Prozent 

>4<25 

11 

>25 < 50 

10 

>50 

9 


Kann bei einer Öl- oder Gasfeuerungsanlage, die mit einem 
Heizkessel ausgerüstet ist, der die Anforderungen der Richt- 
linie 92/42/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 über die Wir- 
kungsgrade von mit flüssigen oder gasförmigen Brennstof- 
fen beschickten neuen Warmwasserheizkesseln (ABI. L 167 
vom 22. 6. 1992, S. 17, L 195 vom 14. 7. 1992, S. 32), die 
zuletzt durch die Richtlinie 2008/28/EG (ABI. L 81 vom 
20. 3. 2008, S. 48) geändert worden ist, an den Wirkungs- 
grad des Heizkessels erfüllt, der Abgasverlust-Grenzwert 
nach Satz 1 auf Grund der Bauart des Kessels nicht eingehal- 
ten werden, so gilt ein um 1 Prozentpunkt höherer Wert, 
wenn der Heizkessel in der Konformitätserklärung nach Ar- 
tikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 92/42/EWG als Standardheiz- 
kessel nach Artikel 2 der Richtlinie 92/42/EWG ausgewie- 
sen und mit einem CE-Kennzeichen nach Artikel 7 Absatz 1 
der Richtlinie 92/42/EWG gekennzeichnet ist. 

(2) Öl- und Gasfeuerungsanlagen, bei denen die Grenz- 
werte für die Abgasverluste nach Absatz 1 auf Grund ihrer 
bestimmungsgemäßen Funktionen nicht eingehalten werden 
können, sind so zu errichten und zu betreiben, dass sie dem 
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Stand der Technik des jeweiligen Prozesses oder der jeweili- 
gen Bauart entsprechen. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für 

1 . Einzelraumfeuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleis- 
tung von 1 1 Kilowatt oder weniger und 

2. Feuerungsanlagen, die bei einer Nennwärmeleistung von 
28 Kilowatt oder weniger ausschließlich der Brauchwas- 
serbereitung dienen. 

§ 11 

Öl- und Gasfeuerungen mit einer Feuernngswärme- 
leistung von 10 Megawatt bis 20 Megawatt 

(1) Einzelfeuerungsanlagen für flüssige Brennstoffe nach 
§ 3 Absatz 1 Nummer 9 mit einer Feuerungswärmeleistung 
von 10 Megawatt bis weniger als 20 Megawatt dürfen abwei- 
chend von den §§ 6 bis 10 nur errichtet und betrieben wer- 
den, wenn 

1 . die Emissionen von Kohlenstoffmonoxid den Emissions- 
grenzwert von 80 Milligramm je Kubikmeter Abgas, 

2. die Emissionen von Stickstoffoxiden, angegeben als 
Stickstoffdioxid, den Emissionsgrenzwert von 

a) 1 80 Milligramm je Kubikmeter Abgas bei Kesseln 
mit einer Betriebstemperatur unter 110 Grad Celsius, 

b) 200 Milligramm je Kubikmeter Abgas bei Kesseln 
mit einer Betriebstemperatur von 110 bis 210 Grad 
Celsius, 

c) 250 Milligramm je Kubikmeter Abgas bei Kesseln 
mit einer Betriebstemperatur von mehr als 210 Grad 
Celsius, 

bei Fleizöl EL nach § 3 Absatz 1 Nummer 9 jeweils be- 
rechnet auf einen Stickstoffgehalt im Heizöl EL von 140 
Milligramm je Kilogramm, und 

3. die Abgastrübung die Rußzahl 1, 

bei den Nummern 1 und 2 bezogen auf einen Sauerstoff- 
gehalt von 3 Prozent, als Halb Stundenmittelwert nicht über- 
schreiten. 

(2) Einzelfeuerungsanlagen für Gase der öffentlichen 
Gasversorgung, naturbelassenes Erdgas oder Flüssiggas mit 
einer Feuerungswärmeleistung von 10 Megawatt bis weni- 
ger als 20 Megawatt dürfen abweichend von den §§ 6 bis 10 
nur errichtet und betrieben werden, wenn die Emissionen 
von 

1 . Kohlenstoffmonoxid den Emissionsgrenzwert von 80 Mil- 
ligramm je Kubikmeter Abgas und 

2. Stickstoffoxiden, angegeben als Stickstoffdioxid, den 
Emissionsgrenzwert von 

a) 100 Milligramm je Kubikmeter Abgas bei Kesseln 
mit einer Betriebstemperatur unter 110 Grad Celsius 
bei Erdgas, 

b) 110 Milligramm je Kubikmeter Abgas bei Kesseln 
mit einer Betriebstemperatur von 110 bis 210 Grad 
Celsius bei Erdgas, 

c) 150 Milligramm je Kubikmeter Abgas bei Kesseln 
mit einer Betriebstemperatur von mehr als 210 Grad 
Celsius bei Erdgas und 


d) 200 Milligramm je Kubikmeter Abgas bei Einsatz der 
anderen Gase, 

bezogen auf einen Sauerstoffgehalt von 3 Prozent, als 
Halbstundenmittelwert nicht überschreiten. 

(3) Für Einzelfeuerungsanlagen, die regelmäßig mit 
Brennstoffen nach Absatz 2 und während höchstens 300 Stun- 
den im Jahr mit Brennstoffen nach Absatz 1 betrieben werden, 
gilt während des Betriebs mit einem Brennstoff nach Ab- 
satz 1 für alle Betriebstemperaturen ein Emissionsgrenzwert 
für Stickstoffoxide von 250 Milligramm je Kubikmeter 
Abgas. 

Abschnitt 4 
Überwachung 

§ 12 

Messöffnung 

Der Betreiber einer Feuerungsanlage, für die nach den 
§§14 und 15 Messungen von einer Schomsteinfegerin oder 
einem Schornsteinfeger vorgeschrieben sind, hat eine Mess- 
öffnung herzustellen oder herstellen zu lassen, die den 
Anforderungen nach Anlage 1 entspricht. Hat eine Feue- 
rungsanlage mehrere Verbindungsstücke, ist in jedem Ver- 
bindungsstück eine Messöffnung einzurichten. In anderen 
als den in Satz 1 genarmten Fällen hat der Betreiber auf Ver- 
langen der zuständigen Behörde die Herstellung einer Mess- 
öffnung zu gestatten. 

§ 13 

Messeinrichtungen 

(1) Messungen zur Feststellung der Emissionen und der 
Abgasverluste müssen unter Einsatz von Messverfahren und 
Messeinrichtungen durchgeführt werden, die dem Stand der 
Messtechnik entsprechen. 

(2) Die Messungen nach den §§14 und 15 sind mit geeig- 
neten Messeinrichtungen durchzuführen. Die Messeinrich- 
tungen gelten als geeignet, werm sie eine Eignungsprüfung 
bestanden haben. 

(3) Die eingesetzten Messeinrichtungen sind halbjährlich 
einmal von einer nach Landesrecht zuständigen Behörde be- 
karmt gegebenen Stelle zu überprüfen. 

§ 14 

Überwachung neuer und wesentlich geänderter 
F euerungsanlagen 

(1) Der Betreiber einer ab dem ... [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieser Verordnung] errichteten oder wesent- 
lich geänderten Feuerungsanlage für feste Brermstoffe hat 
die Einhaltung der Anforderungen des § 1 9 Absatz 1 und 2 
vor der Inbetriebnahme der Anlage von einer Schomsteinfe- 
gerin oder einem Schornsteinfeger feststellen zu lassen; die 
Feststellung karm auch im Zusammenhang mit anderen 
Schomsteinfegerarbeiten erfolgen. 

(2) Der Betreiber einer ab dem . . . [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieser Verordnung] errichteten oder wesent- 
lich geänderten Feuerangsanlage, für die in § 3 Absatz 3, § 4 
Absatz 1, 3 bis 7, § 5, § 6 Absatz 1 bis 3 oder in den §§ 7 
bis 10 Anfordemngen festgelegt sind, hat die Einhaltung der 
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jeweiligen Anforderungen innerhalb von vier Wochen nach 
der Inbetriebnahme von einer Schornsteinfegerin oder einem 
Schornsteinfeger feststellen zu lassen. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für 

1 . Einzelraumfeuerungsanlagen für den Einsatz von flüssi- 
gen Brennstoffen mit einer Nermwärmeleistung von 1 1 Ki- 
lowatt oder weniger, 

2. Feuerungsanlagen mit einer Nermwärmeleistung von 
1 1 Kilowatt oder weniger, die ausschließlich der Brauch- 
wassererwärmung dienen, 

3. Feuerungsanlagen, bei denen Methanol, Ethanol, Was- 
serstoff, Biogas, Klärgas, Grubengas, Stahlgas, Hoch- 
ofengas oder Raffmeriegas eingesetzt werden, sowie 
Feuerungsanlagen, bei denen naturbelassenes Erdgas 
oder Erdölgas jeweils an der Gewirmungsstelle eingesetzt 
werden, 

4. Feuerungsanlagen, die als Brennwertgeräte eingerichtet 
sind, hinsichtlich der Anforderungen des § 10. 

(4) Die Messungen nach Absatz 2 sind während der übli- 
chen Betriebszeit einer Feuerungsanlage nach der Anlage 2 
durchzuführen. Über das Ergebnis der Messungen sowie 
über die Durchführung der Überwachungstätigkeiten nach 
den Absätzen 1 und 2 hat die Schomsteinfegerin oder der 
Schornsteinfeger dem Betreiber der Feuerungsanlage eine 
Bescheinigung nach Anlage 2 Nummer 4 und 5 auszustellen. 

(5) Ergibt eine Überprüfung nach Absatz 2, dass die An- 
forderungen nicht erfüllt sind, hat der Betreiber den Mangel 
abzustellen und von einer Schornsteinfegerin oder einem 
Schornsteinfeger eine Wiederholung zur Feststellung der 
Einhaltung der Anforderungen durchführen zu lassen. Das 
Schomsteinfeger-Handwerksgesetz vom 26. November 
2008 (BGBl. I S. 2242) in der jeweils geltenden Fassung 
bleibt unberührt. 

§ 15 

Wiederkehrende Überwachung 

(1) Der Betreiber einer Feuerungsanlage für den Einsatz 
der in § 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 8 und 13 genannten Brenn- 
stoffe mit einer Nermwärmeleistung von 4 Kilowatt oder 
mehr, ausgenommen Einzelraumfeuerungsanlagen, hat die 
Einhaltung der Anforderungen nach § 5 Absatz 1 und § 25 
Absatz 1 Satz 1 ab den in diesen Vorschriften genannten 
Zeitpunkten einmal in jedem zweiten Kalenderjahr von einer 
Schomsteinfegerin oder einem Schornsteinfeger durch Mes- 
sungen feststellen zu lassen. Im Rahmen der Überwachung 
nach Satz 1 ist die Einhaltung der Anfordemngen an die 
Brermstoffe nach § 3 Absatz 3, § 4 Absatz 1 und § 5 Absatz 2 
und 3 überprüfen zu lassen. 

(2) Der Betreiber einer Einzelraumfeuerungsanlage für 
feste Brermstoffe hat die Einhaltung der Anfordemng nach 
§ 3 Absatz 3 und § 4 Absatz 1 im Zusammenhang mit der re- 
gehuäßigen Feuerstättenschau von dem Bezirksschomstein- 
fegermeister überprüfen zu lassen. 

(3) Der Betreiber einer Öl- oder Gasfeuemngsanlage mit 
einer Nermwärmeleistung von 4 Kilowatt und mehr, für die 
in den §§ 7 bis 10 Anfordemngen festgelegt sind, hat die 
Einhaltung der jeweiligen Anfordemngen 


1 . einmal in jedem dritten Kalenderjahr bei Anlagen, deren 
Inbetriebnahme oder wesentliche Ändemng nach § 2 
Nummer 16 Buchstabe b zwölf Jahre und weniger zu- 
rückliegt, und 

2 . einmal in j edem zweiten Kalenderj ahr bei Anlagen, deren 
Inbetriebnahme oder wesentliche Ändemng nach § 2 
Nummer 16 Buchstabe b mehr als zwölf Jahre zurück- 
liegt, 

von einer Schomsteinfegerin oder einem Schornsteinfeger 
durch Messungen feststellen zu lassen. Abweichend von 
Satz 1 hat der Betreiber einer Anlage mit selbstkalibrieren- 
der kontinuierlicher Regelung des Verbrennungsprozesses 
die Einhaltung der Anfordemngen einmal in jedem fünften 
Kalenderjahr von einer Schomsteinfegerin oder einem 
Schornsteinfeger durch Messungen feststellen zu lassen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für 

1. Feuemngsanlagen nach § 14 Absatz 3 sowie 

2. vor dem 1. Januar 1985 errichtete Gasfeuemngsanlagen 
mit Außenwandanschluss. 

(5) § 14 Absatz 4 und 5 gilt entsprechend. 

§ 16 

Zusammenstellung der Messergebnisse 

Der Bezirksschomsteinfegermeister meldet die Ergebnis- 
se der Messungen nach den §§14 und 15 kalenderjährlich 
nach näherer Weisung der Innung für das Schomsteinfeger- 
handwerk dem zuständigen Landesinnungsverband. Die 
Landesinnungsverbände für das Schomsteinfegerhandwerk 
erstellen für jedes Kalenderjahr Übersichten über die Ergeb- 
nisse der Messungen und legen diese Übersichten im Rah- 
men der gesetzlichen Auskunftspflichten der Innungen für 
das Schomsteinfegerhandwerk der für den Immissions- 
schutz zuständigen obersten Landesbehörde oder der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde bis zum 30. April des fol- 
genden Jahres vor. Der zuständige Zentralinnungsverband 
des Schomsteinfegerhandwerks erstellt für jedes Kalender- 
jahr eine entsprechende länderübergreifende Übersicht und 
legt diese dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit bis zum 30. Juni des folgenden Jahres 
vor. 

§ 17 

Eigenüberwachung 

(1) Die Aufgaben der Schornsteinfegerinnen und der 
Schornsteinfeger und der Bezirksschomsteinfegermeister 
nach den §§ 14 bis 16 werden bei Feuemngsanlagen der 
Bundeswehr, soweit der Vollzug des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes und der auf dieses Gesetz gestützten Rechts- 
verordnungen nach § 1 der Verordnung über Anlagen der 
Landesverteidigung vom 9. April 1986 (BGBl. I S. 380) 
Bundesbehörden obliegt, von Stellen der zuständigen Ver- 
waltung wahrgenommen. Diese Stellen teilen die Wahrneh- 
mung der Eigenüberwachung der für den Vollzug dieser Ver- 
ordnung jeweils örtlich zuständigen Landesbehörde und dem 
Bezirksschomsteinfegermeister mit. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Stellen richten die Beschei- 
nigungen nach § 14 Absatz 4 sowie die Informationen nach 
§ 16 Satz 1 an die zuständige Verwaltung. Anstelle des Kehr- 
buchs führt sie vergleichbare Aufzeichnungen. 
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(3) Die zuständige Verwaltung erstellt landesweite Über- 
sichten über die Ergebnisse der Messungen nach den §§ 14 
und 15 und teilt diese den für den Immissionsschutz zustän- 
digen obersten Landesbehörden oder den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden und dem Bundesministerium für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit innerhalb der Zeit- 
räume nach § 16 Satz 2 und 3 mit. 

§ 18 

Überwachung von Öl- und Gasfeuerungen mit einer 
Feuerungswärmeleistung von 10 Megawatt 
bis 20 Megawatt 

( 1 ) Der Betreiber einer ab dem .... [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieser Verordnung] errichteten Einzelfeue- 
rungsanlage für den Einsatz von flüssigen Brennstoffen nach 
§ 3 Absatz 1 Nummer 9 mit einer Feuerungswärmeleistung 
von 10 Megawatt bis weniger als 20 Megawatt hat abwei- 
chend von den §§ 12 bis 17 diese vor Inbetriebnahme mit 
geeigneten Messeinrichtungen auszurüsten, die die Abgas- 
trübung fortlaufend messen und registrieren. Die Messein- 
richtung muss die Einhaltung der Rußzahl 1 erkennen lassen. 

(2) Der Betreiber einer Einzelfeuerungsanlage nach Ab- 
satz 1 hat durch eine von der zuständigen obersten Landes- 
behörde oder von der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde für Kalibrierungen bekannt gegebenen Stelle den 
ordnungsgemäßen Einbau der Messeinrichtungen nach Ab- 
satz 1 bescheinigen zu lassen sowie die Messeimichtungen 
innerhalb von drei Monaten nach Inbetriebnahme kalibrieren 
und jeweils spätestens nach Ablauf eines Jahres auf Funk- 
tionsfähigkeit prüfen zu lassen. Der Betreiber muss die Kalib- 
rierung spätestens drei Jahre nach der letzten Kalibrierung 
wiederholen lassen. Der Betreiber hat die Bescheinigung 
über den ordnungsgemäßen Einbau, die Berichte über das 
Ergebnis der Kalibrierung und der Prüfung der Funktionsfä- 
higkeit der zuständigen Behörde jeweils irmerhalb von drei 
Monaten nach Durchführung vorzulegen. 

(3) Über die Auswertung der kontinuierlichen Messungen 
der Abgastrübung hat der Betreiber einen Messbericht zu er- 
stellen oder erstellen zu lassen und innerhalb von drei Mona- 
ten nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres der zuständigen 
Behörde vorzulegen. Der Betreiber muss die Messberichte 
fünf Jahre ab Vorlage bei der Behörde aufbewahren. 

(4) Der Betreiber einer Einzelfeuerungsanlage hat abwei- 
chend von den §§12 bis 17 die Einhaltung der Anforderun- 
gen nach § 1 1 für Kohlenstoffmonoxid und Stickstoffoxide 
frühestens drei Monate und spätestens sechs Monate nach 
der Inbetriebnahme von einer nach § 26 des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes bekannt gegebenen Stelle prüfen zu las- 
sen. Der Betreiber hat die Prüfung nach Satz 1 nach einer 
wesentlichen Änderung und im Übrigen im Abstand von drei 
Jahren wiederholen zu lassen. 

(5) Bei der Prüfung nach Absatz 4 sind drei Einzelmes- 
sungen erforderlich. Diese sind, sofern technisch möglich, 
bei unterschiedlichen Laststufen (Schwach-, Mittel- und 
Volllast) durchzuführen. Das Ergebnis einer jeden Einzel- 
messung ist als Halb Stundenmittelwert anzugeben. 

(6) Der Betreiber einer Einzelfeuerungsanlage hat über 
die Einzelmessungen nach Absatz 4 einen Messbericht zu er- 
stellen oder erstellen zu lassen und der zuständigen Behörde 
innerhalb von drei Monaten nach Durchführung der Mes- 
sung vorzulegen. Der Messbericht muss Angaben über die 


Messplanung, das Ergebnis, die verwendeten Messverfahren 
und die Betriebsbedingungen, die für die Beurteilung der 
Messergebnisse von Bedeutung sind, enthalten. Der Betrei- 
ber muss die Berichte fünf Jahre ab der Vorlage bei der Be- 
hörde aufbewahren. 

(7) Die Emissionsgrenzwerte gelten als eingehalten, wenn 
kein Ergebnis einer Einzelmessung nach Absatz 5 den jewei- 
ligen Emissionsgrenzwert nach § 1 1 überschreitet. 

Abschnitt 5 

Gemeinsame Vorsehriften 

§ 19 

Ableitbedingungen für Abgase 

(1) Die Austrittsöffnung von Schornsteinen bei Feue- 
rungsanlagen für feste Breimstoffe, die ab dem .... [einset- 
zen: Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung] errichtet 
oder wesentlich geändert werden, müssen 

1 . bei Dachneigungen 

a) bis einschließlich 20 Grad den First um mindestens 
40 Zentimeter überragen oder von der Dachfläche 
mindestens 1 Meter entfernt sein, 

b) von mehr als 20 Grad den First um mindestens 
40 Zentimeter überragen oder einen horizontalen Ab- 
stand von der Dachfläche von mindestens 2 Meter 
und 30 Zentimeter haben; 

2. bei Feuerungsanlagen mit einer Gesamtwärmeleistung 
bis 50 Kilowatt in einem Umkreis von 15 Metern die 
Oberkanten von Lüftungsöffnungen, Fenstern oder Türen 
um mindestens 1 Meter überragen; der Umkreis vergrö- 
ßert sich um 2 Meter je weitere angefangene 50 Kilowatt 
bis auf höchstens 40 Meter. 

(2) Abweichend von Absatz 1 hat die Höhe der Austritts- 
öffnung bei Gas- und Ölfeuerungsanlagen mit einer Feue- 
rungswärmeleistung von 1 Megawatt bis 10 Megawatt 

1 . die höchste Kante des Dachfirstes um mindestens 3 Me- 
ter zu überragen und 

2. mindestens 10 Meter über Gelände zu liegen. 

Bei einer Dachneigung von weniger als 20 Grad ist die Höhe 
der Austrittsöffnung auf einen fiktiven Dachfirst zu bezie- 
hen, dessen Höhe unter Zugrundelegung einer Dachneigung 
von 20 Grad zu berechnen ist. Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für 
Feuerungsanlagen in Warmumfonuungsbetrieben, soweit 
Windleitflächenlüfter eingesetzt werden. 

(3) Abweichend von Absatz 1 sind die Abgase von Feue- 
rungsanlagen nach § 1 1 über einen oder mehrere Schornstei- 
ne abzuleiten, deren Höhe nach den Vorschriften der Techni- 
schen Anleitung zur Reinhaltung der Luft vom 24. Juli 2002 
(GMBl. 2002, S. 511) zu berechnen ist. 

§20 

Anzeige und Nachweise 

(1) Der Betreiber einer Feuerungsanlage nach § 11 hat 
diese der zuständigen Behörde spätestens einen Monat vor 
der Inbetriebnahme anzuzeigen. 
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(2) Der Betreiber einer Feuerungsanlage hat dafür Sorge 
zu tragen, dass die Nachweise über die Durchführung aller 
von einer Schomsteinfegerin oder einem Schornsteinfeger 
durchzuführenden Tätigkeiten an den Bezirksschomsteinfe- 
genneister gesendet werden. Der Bezirksschomsteinfeger- 
meister hat die durchgeführten Arbeiten in das Kehrbuch 
einzutragen. 

§21 

Weitergehende Anforderungen 

Die Befugnis der zuständigen Behörde, auf Grund der 
§§ 24 und 25 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes andere 
oder weiter gehende Anordnungen zu treffen, bleibt unbe- 
rührt. 

§22 

Zulassung von Ausnahmen 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag Ausnahmen von 
den Anforderungen der §§ 3 bis 11, 19, 25 und 26 zulassen, 
soweit diese im Einzelfall wegen besonderer Umstände 
durch einen unangemessenen Aufwand oder in sonstiger 
Weise zu einer unbilligen Härte führen und schädliche Um- 
welteinwirkungen nicht zu befürchten sind. 

§23 

Zugänglichkeit der Normen 

DIN-, DIN EN-Normen sowie die VDl-Richtlinien, auf 
die in dieser Verordnung verwiesen wird, sind bei der Beuth 
Verlag GmbH Berlin erschienen. Das in § 3 Absatz 1 Num- 
mer 5 a genannte Zertifizierungsprogramm für Holzpellets 
kann bei DIN CERTCO, Gesellschaft für Konformitätsbe- 
wertung mbH, Alboinstraße 56, 12103 Berlin, bezogen wer- 
den. Die DIN-, DIN EN-Normen, die VDl-Richtlinien sowie 
das Zertifizierungsprogramm für Holzpellets sind beim 
Deutschen Patent- und Markenamt in München archivmäßig 
gesichert niedergelegt. 

§24 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 62 Absatz 1 Nummer 7 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Absatz 1 andere als die dort aufgeführten 
Brennstoffe einsetzt, 

2. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 oder Absatz 7 eine 
Feuerungsanlage betreibt, 

3. entgegen § 5 Absatz 1, § 7, § 8 oder § 9 Absatz 2 eine 
Feuerungsanlage nicht richtig errichtet oder nicht richtig 
betreibt, 

4. entgegen § 5 Absatz 2 oder Absatz 3 Brennstoffe in ande- 
ren als den dort bezeichneten Feuerungsanlagen oder Be- 
trieben einsetzt. 


5. entgegen § 6 Absatz 2 einen Heizkessel in einer Feue- 
rungsanlage einsetzt, 

6. entgegen § 11 Absatz 1 oder Absatz 2 eine Einzelfeue- 
rungsanlage errichtet oder betreibt, 

7. entgegen § 12 Satz 3 die Herstellung einer Messöff- 
nung nicht gestattet, 

8. entgegen § 14 Absatz 2, § 15 Absatz 1, 2 oder Absatz 3 
oder § 25 Absatz 4 Satz 1 oder Satz 2 die Einhaltung 
einer dort genannten Anforderung nicht oder nicht 
rechtzeitig feststellen lässt, nicht oder nicht rechtzeitig 
überprüfen lässt oder nicht oder nicht rechtzeitig über- 
wachen lässt, 

9. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 eine Einzelfeuerungsan- 
lage nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig ausrüstet, 

10. entgegen § 18 Absatz 2 Satz 1 eine Messeinrichtung 
nicht oder nicht rechtzeitig kalibrieren lässt oder nicht 
oder nicht rechtzeitig prüfen lässt, 

11. entgegen § 18 Absatz 2 Satz 2 die Kalibrierung nicht 
oder nicht rechtzeitig wiederholen lässt, 

12. entgegen § 1 8 Absatz 2 Satz 3 eine Bescheinigung oder 
einen Bericht nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

13. entgegen § 18 Absatz 3 oder Absatz 6 Satz 1 oder Satz 3 
einen Messbericht nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt 
oder nicht oder nicht mindestens fünf Jahre aufbewahrt, 

14. entgegen § 18 Absatz 4 die Einhaltung einer dort ge- 
nannten Anforderung nicht oder nicht rechtzeitig prü- 
fen lässt oder eine Prüfung nicht oder nicht rechtzeitig 
wiederholen lässt, 

15. entgegen § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 eine An- 
zeige nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig erstattet 
oder nicht dafür Sorge trägt, dass die dort genannten 
Nachweise versendet werden, 

16. entgegen § 25 Absatz 1 Satz 1 oder § 26 Absatz 1 Satz 1 
eine Feuerungsanlage weiter betreibt oder 

17. entgegen § 25 Absatz 4 Satz 1 die Einhaltung einer dort 
genannten Anforderung nicht oder nicht rechtzeitig 
überwachen lässt. 

Abschnitt 6 
Übergangsregelungen 

§25 

Übergangsregelung für Feuerungsanlagen für 
feste Brennstoffe, ausgenommen 
Einzelraumfeuerungsanlagen 

(1) Bestehende Feuerungsanlagen, ausgenommen Einzel- 
raumfeuerungsanlagen, für feste Brennstoffe dürfen nur wei- 
ter betrieben werden, wenn die Grenzwerte der Stufe 1 des 
§ 5 Absatz 1 Satz 1 in Abhängigkeit vom Zeitpunkt ihrer Er- 
richtung ab folgenden Zeitpunkten eingehalten werden: 


Zeitpunkt der Errichtung 

Zeitpunkt der Einhaltung der Grenzwerte 
der Stufe 1 des § 5 Absatz 1 

bis einschließlich 31.12.1994 

01.01.2015 

vom 01. 01. 1995 bis einschließlich 3 1 . 12.2004 

01.01.2019 

vom 01. 01. 2005 bis einschließlich ... [einsetzen: Datum des 
Tages, der vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung liegt] 

01.01.2025 
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Die Feststellung des Zeitpunktes, ab wann die Anlagen die 
Grenzwerte nach Satz 1 einhalten müssen, erfolgt spätestens 
bis zum 31. Dezember 2012 durch den Bezirksschomstein- 
fegermeister im Rahmen der Feuerstättenschau. Sofern bis 
zum 31. Dezember 2012 keine Feuerstättenschau durchge- 
führt wird, kann die Feststellung des Zeitpunktes der Errich- 
tung auch im Zusammenhang mit anderen Schomsteinfeger- 
arbeiten erfolgen. 

(2) Vom ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieser 
Verordnung] bis zu den in Absatz 1 Satz 1 genarmten Zeit- 
punkten gelten für bestehende Feuerungsanlagen für feste 
Breimstoffe mit einer Nermwärmeleistung von mehr als 
1 5 Kilowatt, ausgenommen Einzelraumfeuerungsanlagen, in 
Abhängigkeit von den eingesetzten Brennstoffen folgende 
Grenzwerte, die nach Anlage 2 zu ermitteln sind: 


Brennstoff nach § 3 
Absatz 1 

Nummer 1 
bis 3 a 

Nummer 4 
bis 5a 

Nennwärme- 
leistung in kW 

Staub 

[g/m3] 

Staub 

[g/m3] 

CO 

[g/m3] 

> 15<50 

0,15 

0,15 

4 

>50< 150 

0,15 

0,15 

2 

> 150 <500 

0,15 

0,15 

1 

>500 

0,15 

0,15 

0,5 


Brennstoff nach § 3 
Absatz 1 

Nummer 6 und 7 

Nennwärme- 
leistung in kW 

Staub 

[g/m3] 

CO 

[g/m3] 

> 50 < 100 

0,15 

0,8 

> 100 < 500 

0,15 

0,5 

>500 

0,15 

0,3 


Brennstoff nach § 3 

Nummer 8 

Absatz 1 



Nennwärme- 

Staub 

CO 

leistung in kW 

[g/m3] 

[g/m3] 

> 15 < 100 

0,15 

4 


Abweichend von § 4 Absatz 2 beziehen sich bis zu den in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitpunkten die Emissions- 
begrenzungen bei den Brennstoffen nach § 3 Absatz 1 Num- 
mer 1 bis 3 a auf einen Volumengehalt an Sauerstoff im Ab- 
gas von 8 Prozent. Bei handbeschickten Feuerungsanlagen 
ohne Pufferspeicher sind bei Einsatz der in § 3 Absatz 1 
Nummer 4 bis 8 genannten Brennstoffe die Anforderungen 
bei gedrosselter Verbrennungsluftzufuhr einzuhalten. 

(3) Für Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe mit einer 
Nennwärmeleistung von 4 Kilowatt und mehr, ausgenom- 
men Einzelraumfeuerungsanlagen, die ab dem . . . [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung] und vor dem 
1. Januar 2015 errichtet werden, gelten die Grenzwerte der 
Stufe 1 des § 5 Absatz 1 nach dem 1. Januar 2015 weiter. 


(4) Der Betreiber einer bestehenden Feuerungsanlage für 
feste Brennstoffe, für die in Absatz 2 Anforderungen festge- 
legt sind, hat die Einhaltung der Anforderungen bis ein- 
schließlich 31. Dezember 2011 und anschließend alle zwei 
Jahre von einer Schomsteinfegerin oder einem Schornstein- 
feger überwachen zu lassen. Im Rahmen der Überwachung 
nach Satz 1 ist die Einhaltung der Anforderungen nach § 3 
Absatz 3, § 4 Absatz 1 und § 5 Absatz 2 und 3 Satz 1 über- 
prüfen zu lassen. § 14 Absatz 3 und 5 gilt entsprechend. 

(5) Der Betreiber einer bestehenden handbeschickten 
Feuerungsanlage für feste Brennstoffe muss sich bis ein- 
schließlich 31. Dezember 2014 nach § 4 Absatz 8 von einer 
Schomsteinfegerin oder einem Schornsteinfeger beraten 
lassen. 

(6) Der Betreiber einer ab dem . . . [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieser Verordnung] errichteten oder wesent- 
lich geänderten Feuerangsanlage für feste Breimstoffe hat 
die Überwachung nach § 14 Absatz 2 auf die Einhaltung der 
in § 5 Absatz 1 genarmten Anforderangen für Anlagen mit 
einer Nennwärmeleistung bis zu 15 Kilowatt, die mit den in 
§ 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 8 und 13 genannten Brennstoffen 
betrieben werden, erst sechs Monate nach der Bekanntgabe 
einer geeigneten Messeinrichtung im Sinne des § 13 Absatz 2 
überprüfen zu lassen. § 14 Absatz 2 bleibt im Übrigen unbe- 
rührt. 

(7) Abweichend von Absatz 4 sowie § 1 5 Absatz 1 sind 
Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe zur Einhaltung der 
Anforderungen nach Absatz 1 und 2 sowie § 5 Absatz 1 mit 
Ausnahme von 

1. mechanisch beschickten Feuerangsanlagen für den Ein- 
satz der in § 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 5a, 8 oder Num- 
mer 13 genannten Brennstoffe mit einer Nennwärmeleis- 
tung über 1 5 Kilowatt und 

2. Feuerungsanlagen für den Einsatz der in § 3 Absatz 1 
Nummer 6 oder Nummer 7 genannten festen Brennstoffe 
mit einer Nennwärmeleistung über 50 Kilowatt 

erst sechs Monate nach der Bekanntgabe einer geeigneten 
Messeinrichtung im Sinne des § 13 Absatz 2 überprüfen zu 
lassen. § 15 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

§26 

Übergangsregelung für Einzelranmfeuerungsanlagen 
für feste Brennstoffe 

(1) Einzelraumfeuerungsanlagen für feste Brennstoffe, 
die vor dem . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieser 
Verordnung] errichtet und in Betrieb genommen wurden, 
dürfen nur weiter betrieben werden, wenn nachfolgende 
Grenzwerte nicht überschritten werden: 

1. Staub: 0,15 Gramm je Kubikmeter, 

2. Kohlenmonoxid: 4 Gramm je Kubikmeter. 

Der Nachweis der Einhaltung der Grenzwerte kann 

1. durch Vorlage einer Prüfstandsmessbescheinigung des 
Herstellers oder 

2. durch eine Messung unter entsprechender Anwendung 
der Bestimmungen der Anlage 4 Nummer 3 durch eine 
Schomsteinfegerin oder einen Schornsteinfeger 

geführt werden. 
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(2) Kann ein Nachweis über die Einhaltung der Grenz- 
werte bis einschließlich 31. Dezember 2013 nicht geführt 
werden, sind bestehende Einzelraumfeuerungsanlagen in 
Abhängigkeit des Datums auf dem Typschild zu folgenden 


Zeitpunkten mit einer Einrichtung zur Reduzierung der 
Staubemissionen nach dem Stand der Technik nachzurüsten 
oder außer Betrieb zu nehmen: 


Datum auf dem Typschild 

Zeitpunkt der Nachrüstung oder 
Außerbetriebnahme 

bis einschließlich 31. 12. 1974 
oder Datum nicht mehr feststellbar 

31. 12. 2014 

01.01. 1975 bis 31. 12. 1984 

31. 12. 2017 

01.01. 1985 bis 31. 12. 1994 

31. 12. 2020 

01. 01. 1995 bis einschließlich ... [einsetzen: Datum des 
Tages, der vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung liegt] 

31. 12. 2024 


§ 4 Absatz 6 gilt entsprechend. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 

1 . nichtgewerblich genutzte Herde und Backöfen mit einer 
Nennwärmeleistung unter 15 Kilowatt, 

2. offene Kamine nach § 2 Nummer 12, 

3. Grundöfen nach § 2 Nummer 13, 

4. Einzelraumfeuerungsanlagen in Wohneinheiten, deren 
Wärmeversorgung ausschließlich über diese Anlagen er- 
folgt, sowie 

5. Einzelraumfeuerungsanlagen, bei denen der Betreiber 
gegenüber dem Bezirksschomsteinfegermeister glaub- 
haft machen kaim, dass sie vor dem 1 . Januar 1950 herge- 
stellt oder errichtet wurden. 

(4) Absatz 2 gilt nicht für Kamineinsätze, Kachelofenein- 
sätze oder vergleichbare Ofeneinsätze, die eingemauert sind. 
Diese sind spätestens bis zu den in Absatz 2 Satz 1 genarmten 
Zeitpunkten mit nachgeschalteten Einrichtungen zur Minde- 
rung der Staubemission nach dem Stand der Technik auszu- 
statten. § 4 Absatz 6 gilt entsprechend. 

(5) Der Betreiber einer bestehenden Einzelraumfeue- 
rungsanlage hat bis einschließlich 31. Dezember 2012 das 
Datum auf dem Typschild der Anlage vom Bezirksschom- 
steinfegermeister im Rahmen der Feuerstättenschau feststel- 
len zu lassen. Sofern bis einschließlich 31. Dezember 2012 
keine Feuerstättenschau durchgeführt wird, kann die Fest- 
stellung des Datums auf dem Typschild auch im Zusam- 
menhang mit anderen Schornsteinfegerarbeiten erfolgen. 
Nachweise nach Absatz 1 Satz 2 müssen bis spätestens 
31. Dezember 2012 dem Bezirksschomsteinfegermeister 
vorgelegt werden. Der Bezirksschomsteinfegermeister hat 
im Rahmen der Feuerstättenschau oder im Zusammenhang 
mit anderen Schomsteinfegerarbeiten spätestens 2 Jahre vor 
dem Zeitpunkt der Nachrüstung oder Außerbetriebnahme 
dem Betreiber der Anlage zu informieren. 


(6) Für Einzelraumfeuemngsanlagen für feste Brennstof- 
fe, die ab dem . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieser 
Verordnung] und vor dem 1. Januar 2015 errichtet werden, 
gelten die Grenzwerte der Stufe 1 der Anlage 4 Nummer 1 
nach dem 1. Januar 2015 weiter. 

(7) Der Betreiber einer bestehenden handbeschickten Ein- 
zelraumfeuemngsanlage für feste Brennstoffe muss sich bis 
einschließlich 31. Dezember 2014 nach § 4 Absatz 8 durch 
eine Schomsteinfegerin oder einen Schornsteinfeger im Zu- 
sammenhang mit anderen Schomsteinfegerarbeiten beraten 
lassen. 

§27 

Übergangsregelung für Schornsteinfegerarbeiten 
nach dem 1. Januar 2013 

An die Stelle der Bezirksschomsteinfegermeister treten 
ab dem 1. Januar 2013 die bevollmächtigten Bezirksschom- 
steinfeger nach § 48 Satz 1 des Schomsteinfeger-Hand- 
werksgesetzes. 

Abschnitt 7 

Schlussvorschrift 

§28 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am . . . [einsetzen: Datum des Mon- 
tags der siebten auf die Verkündung folgenden Kalenderwo- 
che] in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über kleine 
und mittlere Feuemngsanlagen vom 14. März 1997 (BGBl. 1 
S. 490), die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 
14. August 2003 (BGBl. I S. 1614) geändert worden ist, 
außer Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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Anlage 1 (zu § 12) 

Messöffnung 

1 . Die Messöffnung ist grundsätzlich im Verbindungsstück 
zwischen Wärmeerzeuger und Schornstein hinter dem 
letzten Wärmetauscher anzubringen. Wird die Feue- 
rungsanlage in Verbindung mit einer Abgasreinigungs- 
einrichtung betrieben, ist die Messöffnung hinter der Ab- 
gasreinigungseinrichtung anzubringen. Die Messöffnung 
soll in einem Abstand, der etwa dem zweifachen Durch- 
messer des Verbindungsstücks entspricht, hinter dem Ab- 
gasstutzen des Wärmetauschers oder der Abgasreini- 
gungseinrichtung angebracht sein. 

2. Eine Messöffnung an anderer Stelle als nach Nummer 1 
ist zulässig, wenn reproduzierbare Strömungsverhältnis- 
se vorherrschen und keine größeren Wärmeverluste in 
der Einlaufstrecke auftreten als nach Nummer 1 . 

3. An der Messöffnung dürfen keine Staub- oder Rußabla- 
gerungen vorhanden sein, die die Messungen wesentlich 
beeinträchtigen köimen. 


Anlage 2 (zu § 5 Absatz 1, §§ 7, 8, 10, 14 Absatz 4, 

§ 15 Absatz 5, § 25 Absatz 2) 

Anforderungen an die Durchführung der Messungen im Be- 
trieb 

1. Allgemeine Anforderungen 
Messung des Feuehtegehaltes 

Die Bestimmung des Feuchtegehaltes ist mit Messgeräten, 
die die elektrische Leitfähigkeit messen, durchzuführen. An- 
dere gleichwertige Meßmethoden zur Bestimmung des 
Feuchtegehaltes können angewendet werden. 

Messung von Abgasparametern 

1.1 Die Messungen sind an der Messöffnung im Kern des 
Abgasstromes durchzuführen. Besitzt eine Feuerungsanlage 
mehrere Messöffnungen, sind die Messungen an jeder Mess- 
öffnung durchzuführen. 

1 .2 Vor den Messungen ist die Funktionsfähigkeit der Mess- 
geräte zu überprüfen. Die in den Betriebsanleitungen enthal- 
tenen Anweisungen der Hersteller sind zu beachten. 

1.3 Die Messungen sind im ungestörten Dauerbetriebszu- 
stand der Feuerungsanlagen bei Nenn Wärmeleistung, ersatz- 
weise bei der höchsten einstellbaren Wärmeleistung, so 
durchzuführen, dass die Ergebnisse repräsentativ und bei 
vergleichbaren Feuerungsanlagen und Betriebsbedingungen 
miteinander vergleichbar sind. 

1 .4 Zur Beurteilung des Betriebszustandes sind die Druck- 
differenz zwischen Abgas und Umgebungsluft sowie die 
Temperatur des Abgases zu messen. Das Ergebnis der Tem- 
peraturmessung nach Nummer 3.4.1 kann verwendet wer- 
den. Die von den Betriebsmessgeräten angezeigte Tempera- 
tur des Wärmeträgers im oder hinter dem Wärmeerzeuger ist 
zu erfassen. Bei Feuerungsanlagen mit mehrstufigen oder 
stufenlos geregelten Breimem ist die bei der Messung einge- 
stellte Leistung zu erfassen. 


1.5 Das Messprogramm ist immer vollständig durchzufüh- 
ren. Es soll nicht abgebrochen werden, wenn eine einzelne 
Messung negativ ausfällt. 

2. Messungen an F euerungsanlagen für feste Brennstoffe 

2. 1 Zur Erfüllung der Anforderungen nach Nummer 1 .3 sind 
die Messungen bei einer Kesseltemperatur von mindestens 
60 Grad Celsius durchzuführen. Bei handbeschickten Feue- 
rungsanlagen soll darüber hinaus mit den Messungen fünf 
Minuten, nachdem die größte vom Hersteller in der Bedie- 
nungsanleitung genannte Breimstoffmenge auf eine für die 
Entzündung ausreichende Glutschicht aufgegeben wurde, 
begonnen werden. 

2.2 Die Emissionen sind jeweils zeitgleich mit dem Sauer- 
stoffgehalt im Abgas als Viertelstundenmittelwert zu ermit- 
teln. Die Emissionen sind mit einer eignungsgeprüften Mess- 
einrichtung zu bestimmen. Die gemessenen Emissionen sind 
nach der Beziehung 


auf den Bezugssauerstoffgehalt umzurechnen. Es bedeuten: 

Eß = Emissionen, bezogen auf den Bezugssauerstoffgehalt 

Em ^ gemessene Emissionen 

O 2 B = Bezugssauerstoffgehalt in Volumenprozent 

O 2 = Volumengehalt an Sauerstoff im trockenen Abgas. 

2.3 Das Ergebnis der Messungen ist nach Umrechnung auf 
den Normzustand und den Bezugssauerstoffgehalt des Ab- 
gases mit einer Dezimalstelle mehr als der Zahlenwert des 
festgelegten Emissionsgrenzwertes zu ermitteln. Es ist nach 
Nummer 4.5.1 der DIN 1333, Ausgabe Februar 1992, zu 
runden. Der Emissionsgrenzwert ist eingehalten, weim ihn 
der gemessene Wert abzüglich der Messunsicherheit nicht 
überschreitet. 

2.4 Bei Messungen im Teillastbereich nach § 25 Absatz 2 ist 
wie folgt vorzugehen: 

2.4.1 Bei Feuerungsanlagen ohne Verbrermungsluftgebläse 
ist in den ersten fünf Minuten bei geöffneter und in den rest- 
lichen zehn Minuten bei geschlossener Verbrennungsluft- 
klappe zu messen. 

2.4.2 Bei Feuerungsanlagen mit ungeregeltem Verbren- 
nungsluftgebläse (Ein/ Aus-Regelung) ist fünf Minuten bei 
laufendem und zehn Minuten bei abgeschaltetem Gebläse zu 
messen. 

2.4.3 Bei Feuerungsanlagen mit geregeltem Verbrennungs- 
luftgebläse (Drehzahlregelung, Stufenregelung, Luftmen- 
genregelung mittels Drosselscheibe, -blende oder -klappe 
u. Ä.) ist fünfzehn Minuten lang mit verminderter Verbren- 
nungsluftzufuhr zu messen. 

3. Messungen an Öl- und Gasfeuerungsanlagen 

3.1 Zur Erfüllung der Anforderungen nach Nummer 1.3 soll 
bei Ölfeuerungsanlagen mit Zerstäubungsbrenner und bei 
Gasfeuerungsanlagen frühestens zwei Minuten nach dem 
Einschalten des Brenners und bei Ölfeuerungsanlagen mit 
Verdampfungsbrenner frühestens zwei Minuten nach dem 
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Einstellen der Nennwärmeleistung mit den Messungen be- 
gonnen werden. Bei Warmwasserheizungsanlagen soll die 
Kesselwassertemperatur bei Begirm der Messungen wenigs- 
tens 60 Grad Celsius betragen. Dies gilt nicht für Warmwas- 
serheizungsanlagen, deren Kessel bestimmungsgemäß bei 
Temperaturen unter 60 Grad Celsius betrieben werden 
(Brennwertgeräte, Niedertemperaturkessel mit gleitender 
Regelung). 

3.2 Die Bestimmung der Rußzahl ist nach dem Verfahren der 
DIN 51402, Teil 1, Ausgabe Oktober 1986, visuell durchzu- 
führen. Es sind drei Einzelmessungen vorzunehmen. Eine 
weitere Einzelmessung ist jeweils durchzuführen, wenn das 
beaufschlagte Filterpapier durch Kondensatbildung merk- 
lich feucht wurde oder einen ungleichmäßigen Schwär- 
zungsgrad aufweist. Aus den Einzelmessungen ist das arith- 
metische Mittel zu bilden. Das auf die nächste ganze Zahl 
gerundete Ergebnis entspricht dieser Verordnung, wenn die 
festgelegte Rußzahl nicht überschritten wird. 

3.3 Die Prüfung des Abgases auf das Vorhandensein von Öl- 
derivaten ist anhand der bei der Rußzahlbestimmung beauf- 
schlagten Filterpapiere vorzunehmen. Die beaufschlagten 
Filterpapiere sind jeweils zunächst mit bloßem Auge auf 
Ölderivate zu untersuchen. Wird dabei eine Verfärbung fest- 
gestellt, ist der Filter für die Rußzahlbestimmung zu ver- 
werfen. Ist eine eindeutige Entscheidung nicht möglich, 
muss nach der Rußzahlbestimmung ein Fließmitteltest nach 
DIN 51402, Teil 2, Ausgabe März 1979, durchgeführt wer- 
den. Die Anforderungen dieser Verordnung sind erfüllt. 


wenn an keiner der drei Filterproben Ölderivate festgestellt 
werden. 

3.4 Bestimmung der Abgasverluste 

3.4.1 Der Sauerstoffgehalt des Abgases sowie die Abgastem- 
peratur sind quasikontinuierlich als Mittelwert über einen 
Zeitraum von 30 Sekunden jeweils zeitgleich im gleichen 
Punkt zu bestimmen. Die Temperatur der Verbrermungsluft 
wird in der Nähe der Ansaugöffnung des Wärmeerzeugers, 
bei raumluftunabhängigen Feuerungsanlagen an geeigneter 
Stelle im Zuführungsrohr gemessen. 

Der Abgasverlust wird aus den Mittelwerten der quasikon- 
tinuierlichen Messung von Abgastemperatur und Sauerstoff- 
gehalt sowie aus den gemessenen Werten für Sauerstoffge- 
halt und Temperatur der Verbrermungsluft nach folgender 
Formel errechnet: 

Es bedeuten: 

q^ = Abgasverlust in Prozent 

ty^ = Abgastemperatur in Grad Celsius 

tL = Verbrennungslufttemperatur in Grad Celsius 

02,A = Volumengehalt an Sauerstoff im trockenen Abgas in 
Prozent 



Heizöl EL, naturbelassene 
Pflanzenöle, Pflanzenöl- 
methylester 

Gase der öffentlichen 
Gasversorgung 

Kokereigas 

Flüssiggas und 
Flüssiggas-Luft- 
Gemische 

A = 

0,68 

0,66 

0,60 

0,63 

B = 

0,007 

0,009 

0,011 

0,008 


3.4.2 Nummer 2.3 gilt entsprechend. 

4. Inhalt der Bescheinigung über die Überwachungsmes- 
sungen an Feuerungsanlagen für flüssige und gasför- 
mige Brennstoffe 

Die Bescheinigung nach § 14 Absatz 4 oder § 15 Absatz 5 
muss mindestens folgende Informationen enthalten: 

Allgemeine Informationen 

Name und Anschrift der Schomsteinfegerin oder des 
Schornsteinfegers bzw. des Bezirksschomsteinfegermeisters 

Name und Anschrift des Eigentümers 

Aufstellort der Anlage 

Rechtliche Grundlage der Überprüfung 

Wärmetauscher: Hersteller, Typ, Jahr der Errichtung, Leis- 
tungsbereich und Nennleistung 

Brenner: Hersteller, Typ, Jahr der Errichtung, Leistungsbe- 
reich und Leistung bei der Messung 

Art des Brenners (mit Gebläse, ohne Gebläse, Verdamp- 
fungsbrermer) 

Eingesetzter Brennstoff (Bezeichnung und Nummer nach 
§ 3 Absatz 1) 


Art der Anlage (z. B. Zentralheizung, Einzelraumfeuerungs- 
anlage, Heizung mit Warmwassererzeugung, Warmwasser- 
erzeugung) 

Messergebnis 
W ärmeträgertemperatur 
Verbrennungslufttemperatur 
Abgastemperatur 
Sauerstoffgehalt im Abgas 
Druckdifferenz 

Ermittelter Abgasverlust unter Angabe der Messunsicherheit 

Bei Anlagen mit flüssigen Brennstoffen: Rußzahl aus allen 
Einzelmessungen sowie Mittelwert der Rußzahl 

Bei Anlagen mit flüssigen Brermstoffen: Ergebnis der Über- 
prüfung auf Ölderivate 

Für die Anlage relevante Grenzwerte dieser Verordnung 

Sonstige Überwachungstätigkeiten 

Information über die Überprüfung der Anforderungen nach 
§ 6 Absatz 2 und 3 (Herstellerbescheinigung) 
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5. Inhalt der Bescheinigung über die Überwachungsmes- 
sungen an Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe 

Die Bescheinigung nach § 14 Absatz 4 oder § 15 Absatz 5 
muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

Allgemeine Informationen 

Name und Anschrift der Schomsteinfegerin oder des 
Schornsteinfegers bzw. des Bezirksschomsteinfegermeisters 

Name und Anschrift des Eigentümers 

Aufstellort der Anlage 

Rechtliche Grundlage der Überprüfung und Messung 

Feuerstätte: Hersteller, Typ, Jahr der Errichtung, Leistungsbe- 
reich und Nennleistung, Feuerstättenbauart, Beschickungsart 

Eingesetzter Breimstoff (Bezeichnung und Nummer nach 
§ 3 Absatz 1) 

Art der Anlage (z. B. Zentralheizung, Einzelraumfeuerungs- 
anlage, Heizung mit Warmwassererzeugung, Warmwasser- 
erzeugung) 

Messergebnis 

Wärmeträgertemperatur 
Abgastemperatur 
Sauerstoffgehalt im Abgas 
Druckdifferenz 

Ermittelter Staubgehalt im Abgas unter Angabe der Messun- 
sicherheit 

Ermittelter Kohlenstoffmonoxidgehalt im Abgas unter An- 
gabe der Messunsicherheit 

Für die Anlage relevante Grenzwerte dieser Verordnung 

Sonstige Überwachungstätigkeiten 

Ermittelter Feuchtigkeitsgehalt der in § 3 Absatz 1 Nummer 4, 
5 und 6 bis 8 genannten Brennstoffe 

Information über die Überprüfung der Anforderungen nach 
§ 4 Absatz 1 

Nur bei Inbetriebnahme 

Information über die Durchführung einer Beratung nach § 4 
Absatz 8 

Information über die Überprüfung der Anforderungen nach 
§ 4 Absatz 3 und 6, § 6 Absatz 1 (Herstellerbescheinigun- 
gen) 


Anlage 3 (zu § 2 Nummer 1 1, § 6) 

Bestimmung des Nutzungsgrades und des Stickstoffoxid- 
gehaltes unter Prüfbedingungen 

1 . Bestimmung des Nutzungsgrades 

1 . 1 Der Nutzungsgrad ist nach dem Verfahren der DIN EN 
303-5, Ausgabe Juni 1999, zu bestimmen. 

1 .2 Die Bestimmung des Nutzungsgrades kann für den Typ 
des Heizkessels auf einem Prüfstand oder für einzelne Heiz- 
kessel an einer bereits errichteten Feuemngsanlage vorge- 
nommen werden. Erfolgt die Bestimmung an einer bereits 
errichteten Feuerungsanlage, sind die für die Prüfung auf 
dem Prüfstand geltenden Vorschriften sinngemäß anzuwen- 
den. 

1.3 Die Unsicherheit der Bestimmungsmethode darf 3 Pro- 
zent des emiittelten Nutzungsgradwertes nicht überschrei- 
ten. Die Anforderangen an den Nutzungsgrad gelten als 
eingehalten, wenn die ermittelten Werte zuzüglich der Unsi- 
cherheit nach Satz 1 die festgelegten Grenzwerte nicht unter- 
schreiten. 

2. Bestimmung des Stickstoffoxidgehaltes 

2.1 Die Emissionsprüfung ist für den Typ des Brenners nach 
DIN EN 267, Ausgabe November 1999, oder unter ihrer 
sinngemäßen Anwendung am Prüfflamrmohr vorzunehmen. 
Der Typ des Kessels mit einem vom Hersteller auszuwählen- 
den geprüften Brenner sowie die Kessel-Brenner-Einheiten 
(Units) sind auf einem Prüfstand unter sinngemäßer Anwen- 
dung dieser Norm zu prüfen. 

2.2 Die Prüfungen nach Nummer 2.1 können für einzelne 
Brermer oder Brenner-Kessel-Kombinationen auch an be- 
reits errichteten Feuerangsanlagen in Anlehnung an DIN EN 
267, Ausgabe November 1999, vorgenommen werden. 

2.3 Für die Kalibrierung der Messgeräte sind zertifizierte 
Kalibriergase zu verwenden. Bei Gasbrennern und bei Gas- 
brenner-Kessel-Kombinationen ist als Prüfgas G20 (Me- 
than) zu verwenden. 

2.4 Die Anforderungen an den Stickstoffoxidgehalt des Ab- 
gases gelten als eingehalten, werm unter Berücksichtigung 
der Messtoleranzen nach DIN EN 267, Ausgabe November 
1999, 

a) bei einstufigen Brermem die in den Prüfpunkten des Ar- 
beitsfeldes ermittelten Werte die festgelegten Grenzwerte 
nicht überschreiten, 

b) bei Kesseln und Kessel-Brenner-Einheiten der nach DIN 
EN 303-5, Ausgabe Juni 1999, sowie bei mehrstufigen 
oder modulierenden Brennern der in Anlehnung an diese 
Norm enuittelte Norm-Emissionsfaktor EN die festge- 
legten Grenzwerte nicht überschreitet. 
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Anlage 4 (zu § 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2, § 4 Absatz 3, 5 und 7, § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, Absatz 6) 

Anforderungen bei der Typprüfung 


1. Emissionsgrenzwerte und Mindestwirkungsgrade für Einzelraumfeuerungsanlagen für feste Brennstoffe 
(Anforderungen bei der Typprüfung) 




Stufe 1: 

Errichtung ab dem . . . 
[einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieser 
Verordnung] 

Stufe 2: 

Errichtung nach dem 
31.12.2014 

Errichtung ab dem . . . 
[einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieser 
Verordnung] 

Feuerstättenart 

Technische 

Regeln 

CO 

[g/m3] 

Staub 

[g/m3] 

CO 

[g/m3] 

Staub 

[g/m3] 

Mindestwirkungsgrad 

[%] 

Raumheizer mit Flach- 
feuerung 

DINEN 13240 
(Ausgabe 
Oktober 2005) 
Zeitbrand 

2,0 

0,075 

1,25 

0,04 

73 

Raumheizer mit Füll- 
feuerung 

DINEN 13240 
(Ausgabe 
Oktober 2005) 
Dauerbrand 

2,5 

0,075 

1,25 

0,04 

70 

Speichereinzelfeuer- 

stätten 

DIN EN 15250/ 
Al (Ausgabe 
Juni 2007) 

2,0 

0,075 

1,25 

0,04 

75 

Kamineinsätze (ge- 
schlossene Betriebs- 
weise) 

DINEN 13229 
(Ausgabe 
Oktober 2005) 

2,0 

0,075 

1,25 

0,04 

75 

Kachelofeneinsätze 
mit Flachfeuerung 

DIN EN 13229/ 
Al (Ausgabe 
Oktober 2005) 

2,0 

0,075 

1,25 

0,04 

80 

Kachelofeneinsätze 
mit Füllfeuerung 

DIN EN 13229/ 
Al (Ausgabe 
Oktober 2005) 

2,5 

0,075 

1,25 

0,04 

80 

Herde 

DINEN 12815 
(Ausgabe 
September 2005) 

3,0 

0,075 

1,50 

0,04 

70 

Heizungsherde 

DINEN 12815 
(Ausgabe 
September 2005) 

3,5 

0,075 

1,50 

0,04 

75 

Pelletöfen ohne 
Wassertasche 

DIN EN 14785 
(Ausgabe 
September 2006) 

0,40 

0,05 

0,25 

0,03 

85 

Pelletöfen mit 
Wassertasche 

DIN EN 14785 
(Ausgabe 
September 2006) 

0,40 

0,03 

0,25 

0,02 

90 


Sonstige Einzelraumfeuerungsanlagen zum Beheizen, die 
nicht einer in der Tabelle genannten Feuerstättenart bzw. 
technischen Regeln zuzuordnen sind, müssen die Anforde- 
rungen der Raumheizer mit Flachfeuerung (DIN EN 13240, 
Ausgabe Oktober 2005) einhalten. 


Sonstige Einzelraumfeuerungsanlagen zum Kochen und Ba- 
cken bzw. zum Kochen, Backen und Heizen, die nicht einer 
in der Tabelle genannten Feuerstättenart bzw. technischen 
Regeln unterzuordnen sind, müssen die Anforderungen für 
Herde (DIN EN 12815, Ausgabe September 2005) einhalten. 
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Typprüfungen können nur von benannten Stellen durchge- 
führt werden, die Prüfungen entsprechend den Normen nach 
der Richtlinie 89/ 106/EWG des Rates vom 21. Dezember 

1988 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte (ABI. L 40 
vom 11.2.1989, S. 12), die zuletzt durch die Verordnung (EG) 

Nr. 1882/2003 (ABI. L 284 vom 31.10.2003, S. 1) geändert 
worden ist, durchführen dürfen. 

2. Grenzwerte für Anlagen mit den in § 3 Absatz 1 Num- 
mer 8 nnd 13 genannten Brennstoffen (Anforderun- 
gen bei der Typprüfung) 

Dioxine und Furane: 0, 1 ng/m^ 

Stickstoffoxide: 

Anlagen, die ab dem . . . [einsetzen: Datum des 

Inkrafttretens dieser Verordnung] errichtet werden: 0,6 g/m^ 

Anlagen, die nach dem 31.12.2014 errichtet 

werden: 0,5 g/m^ 

Kohlenstoffmonoxid: 0,25 g/m^. 

3. Durchführung der Messungen und Bestimmung des 

Wirkungsgrades 

3.1 Kohlenstoffmonoxid 

Die Ermittlung der Kohlenstoffmonoxidemissionen erfolgt 
bei Nennwärmeleistung als Mittelwert über die Abbrand- 
periode nach den entsprechenden Normen. Bei Anlagen 
für Brennstoffe nach § 3 Absatz 1 Nummer 8 erfolgt die 

Messung der Kohlenstoffmonoxidemissionen parallel zur 

Messung der Stickstoffoxidemissionen. 

3.2 Staub 

Die Ermittlung der staubförmigen Emissionen erfolgt bei 

Nermwärmeleistung als Halbstundenmittelwert (Messbeginn 
drei Minuten nach Brennstoffaufgabe) nach VDI 2066 Blatt 

1, Ausgabe November 2006, oder nach dem Zertifizierungs- 
programm DINplus in Anlehnung an VDI 2066 Blatt 1, Aus- 
gabe November 2006. Andere Verfahren können bei Gleich- 
wertigkeit ebenso angewendet werden. 

3.3 Wirkungsgrad 

Die Bestimmung des Wirkungsgrades erfolgt bei Nennwär- 
meleistung über Abgasverlust und Brennstoffdurchsatz nach 
den entsprechenden Normen. 

3.4 Stickstoffoxide 

Die Ermittlung erfolgt nach DIN EN 14792, Ausgabe April 

2006. Die Probenahmedauer beträgt eine halbe Stunde bei 

Nermwärmeleistung; es sind mindestens drei Bestimmungen 
für jede Brennstoffart durchzuführen. 

3.5 Dioxine und Furane 

Die Ermittlung erfolgt nach DIN EN 1948, Ausgabe Juni 

2006. Die Probenahmedauer beträgt sechs Stunden bei Nenn- 
wärmeleistung; es sind mindestens drei Bestimmungen für 
jede Brennstoffart durchzuführen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nonnenkontrollrat hat den Entwurf der Ver- 
ordnung für kleine und mittlere Feuerungsanlagen - 

1 . BImSchV auf Bürokratiekosten, die durch Informations- 
pflichten begründet werden, geprüft. 

1. Bürokratiekosten der Wirtsehaft 

Mit dem Regelungsvorhaben wird je eine Infomiations- 
pflicht für die Hersteller von Einzelraumfeuerungsanlagen 
und die Hersteller bestimmter Heizungsanlagen eingeführt. 
Diese müssen ihren Kunden künftig Prüfbescheinigungen 
über die Gesamtstaubemissionen für ihre Anlagen zur Verfü- 
gung stellen (sog. Herstellerbescheinigungen), was nach 
Einschätzung des Ressorts zu jährlichen Bürokratiekosten in 
Höhe von insgesamt maximal 175 000 Euro führt, ln wel- 
cher Höhe diese Bescheinigungskosten tatsächlich anfallen 
werden, hängt im Wesentlichen davon ab, ob von der zur 
Verfügung gestellten Intemetplattform Gebrauch gemacht 
wird und die dort eingestellten Typenprüfungen elektronisch 
abgerufen werden. 

2. Bürokratiekosten für Bürger und Wirtschaft 

Für die Betreiber bestehender Anlagen wird die Pflicht ein- 
geführt, Nachweise aller Überprüfungs- und Überwachungs- 
aufgaben an den Bezirksschomsteinfegermeister weiter- 
zuleiten, damit das dort geführte Kehrbuch vollständig ist 
(§ 20). Das Ressort hat die in diesem Zusammenhang bei 
Unternehmen und privaten Haushalten anfallenden Büro- 
kratiekosten nicht quantifiziert. Es verweist insoweit darauf, 
dass es sich hier lediglich um eine deklaratorische Regelung 
handelt, die lediglich aus Gründen der Verbraucherfreund- 
lichkeit in dieses Gesetz aufgenommen worden sei. Tatsäch- 
lich besteht die Informationspflicht bereits nach dem 
Schornsteinfegergesetz. 

Darüber hinaus müssen Betreiber bestehender Feuerungsan- 
lagen künftig nachweisen, dass die vorgeschriebenen Grenz- 
werte der Gesamtstaubemissionen eingehalten werden 
(§ 25). Dazu müssen sie entweder eine Herstellerbescheini- 
gung vorlegen oder den Nachweis über einen Schornsteinfe- 
ger erbringen. Zusätzliche Bürokratiekosten durch Infonna- 
tionspflichten werden dadurch nach Auffassung des Ressorts 
nicht entstehen. Es geht davon aus, dass über die Prüfung der 
Feuerstätte - also die inhaltliche Pflicht - hinaus kein weite- 
rer „Nachweis“ durch den Anlagebetreiber erforderlich sein 
wird, da der Schornsteinfeger, der die Anlage überprüft, be- 
reits Kenntnis hat. 

Allerdings werden rund 3,75 Millionen Betreiber in der Lage 
sein, den Nachweis zu führen. Die Kosten für den Betreiber 


bei der Nachweisführung über die Herstellerbescheinigung 
sind nach Einschätzung des Ressorts vemachlässigbar, wo- 
hingegen für die Messung durch den Schornsteinfeger ein- 
malige Gebühren zwischen 100 bis 150 Euro anfallen wer- 
den. Insgesamt fallen damit für die Betreiber bestehender 
Anlagen bis zum Jahr 2024 einmalige Gebühren von maxi- 
mal bis zu 562,5 Mio. Euro an. Davon sind zwischen 5 bis 
10 Prozent gewerblich genutzte Anlagen betroffen. 

3. Bürokratiekosten für die Verwaltung 

Im Bereich der Verwaltung werden zwei Informationspflich- 
ten zur Überwachung von Heizungsanlagen dahingehend 
modifiziert, dass die Prüfungsintervalle verlängert werden 
und die Prüfbescheinigungen künftig formlos erfolgen kön- 
nen. Dadurch ist nach Ausführung des Ressorts mit einer 
jährlichen Entlastung der Verwaltung von über 61,5 Mio. 
Euro zu rechnen. 

4. Der Nationale Normenkontrollrat merkt Folgendes an: 

Der Normenkontrollrat verkennt nicht die mit dem Rege- 
lungsvorhaben einhergehenden Belastungen für Wirtschaft, 
Bürger und Verwaltung. Diese sind jedoch nicht auf Infor- 
mationspflichten zurückzuführen. So handelt es sich bei der 
Stilllegung von Einzelraumfeuerungsanlagen oder bei der 
gebührenpflichtigen Überprüfung durch den Schornsteinfe- 
ger um inhaltliche Pflichten, die nicht dem Prüfauftrag des 
Nationalen Normenkontrollrates unterfallen. 

Im Hinblick auf die Darstellung der Bürokratiekosten ist der 
Regelungsentwurf nicht zu beanstanden. Er enthält eine de- 
taillierte und transparente Schätzung der Bürokratiekosten. 
Unter Bürokratieabbaugesichtspunkten ist insbesondere 
erfreulich, dass Alternativen der Informationsübermittlung 
geprüft worden sind und für die Herstellerbescheinigungen 
eine intemetbasierte Plattform geschaffen wird. 

Positiv anzumerken ist darüber hinaus, dass durch den Ver- 
zicht auf ein formgebundenes Verfahren und die Verlänge- 
rung der Prüfungsintervalle eine erhebliche finanzielle Ent- 
lastung der Verwaltung erreicht werden kann. Zudem 
erfahren auch die Betreiber der Anlagen eine Entlastung, da 
sie ihre Feuerstätten nicht so häufig überprüfen lassen müs- 
sen. Der Rat regt an, auch diese Entlastungen - insbesondere 
durch den Wegfall von Gebühren - zu quantifizieren. 

Nicht notwendig, aber kostenneutral und insoweit unschäd- 
lich, ist die Wiederholung der Informationspflichten aus dem 
Schomsteinfegergesetz zur Vervollständigung der Daten für 
das Kehrbuch (§ 20). 
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Anlage 3 


Beschluss des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 862. Sitzung am 16. Oktober 
2009 beschlossen, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 
des Grundgesetzes nach Maßgabe der sich aus der Anlage 
ergebenen Änderungen zuzustimmen. 

Der Bundesrat hat ferner beschlossen, die aus der Anlage er- 
sichtliche Entschließung zu fassen. 

Änderungen 

und 

Entschließung 

zur 

Ersten Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
kleine und mittlere Feuerungsanlagen - 1. BImSchV) 

A. Änderungen 

1. Zu § 3 Absatz 1 Nummer 5a und 9 

§ 3 Absatz 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 5 a sind nach dem Wort „andere“ die Wör- 
ter „Holzbriketts oder“ einzufügen. 

b) In Nummer 9 sind nach der Angabe „2008,“ die Wör- 
ter „und andere leichte Heizöle mit gleichwertiger 
Qualität“ einzufügen. 

Begründung 

Während § 3 Absatz 1 Nummer 5 a den Einsatz anderer 
Holzpellets aus naturbelassenem Holz mit gleichwertiger 
Qualität zulässt, ist für Holzbriketts und leichtes Heizöl 
diese Möglichkeit nicht vorgesehen. 

Der Änderungsvorschlag dient der Klarstellung, dass 
auch Holzbriketts und leichte Heizöle, die in anderen 
Mitgliedstaaten rechtmäßig hergestellt und/oder in Ver- 
kehr gebracht werden und die ein gleichwertiges Schutz- 
niveau bieten, wie es durch die jeweiligen DIN-Normen 
sichergestellt wird, als zulässiger Brermstoff zugelassen 
sind. Der Änderungsvorschlag dient der Umsetzung einer 
Forderung der Kommission aus der Notifizierung. 

2. Zu § 5 Absatz 3 Satz 2 

In § 5 Absatz 3 Satz 2 sind nach dem Wort „Stroh“ die 
Wörter „und ähnliche pflanzliche Stoffe“ einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Auch nach der geltenden 
Rechtslage bestehen bezüglich des Einsatzes von „Stroh“ 
und „ähnlichen pflanzlichen Stoffen“ keine unterschied- 
lichen Anforderungen. Durch die vorgeschlagene Ände- 
rung wird sichergestellt, dass auch weiterhin strohähnliche 
pflanzliche Stoffe, z. B. Miscanthus, zur energetischen 
Nutzung auch außerhalb der in § 5 Absatz 3 Satz 2 ge- 
nannten Bereiche eingesetzt werden können. 


3. Zu § 5 Absatz 4 Satz 5 Nummer 2 

§ 5 Absatz 4 Satz 5 Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. Feuerungsanlagen, die zur Abdeckung der Grund- 
und Mittellast in einem Wärmeversorgungssystem 
unter Volllast betrieben werden und die Spitzen- und 
Zusatzlasten durch einen Reservekessel abdecken, 
sowie“. 

Begründung 

Die übliche Verfahrensweise, Grund- und Mittellastabde- 
ckung in einem Wärmeversorgungssystem mit Biomasse- 
verbrennung durch einen Biomassekessel und Spitzen- 
lastkessel bzw. Reservekessel, z. B. durch Gas- oder 
Ölheizkessel, würde durch die gewählte Formulierung 
„wenn nicht mindestens die Hälfte der Gesamtleistung 
durch einen weiteren Heizkessel bereitgestellt wird“, nicht 
berücksichtigt. Reservekessel werden in der Regel im 
Lastbereich deutlich unter 50 Prozent der Gesamtleistung 
betrieben, sind jedoch für den Notfall in der Regel so aus- 
gelegt, dass der Gesamtbedarf abgedeckt werden kann. 

4. Zu § 10 Absatz 3 Nummer 2 

ln § 10 Absatz 3 Nummer 2 ist das Wort „Warmwasser- 
bereitung“ durch das Wort „Brauchwasserbereitung“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Dieser Ausnahmetatbestand ist aus der geltenden 
1. BImSchV übernommen worden, die für Feuerungsan- 
lagen zur ausschließlichen Brauchwasseraufbereitung 
(Duschwasser, Spülwasser) gilt. Der Begriff Warmwas- 
serbereitung ist hier nicht treffend, da auch eine Hei- 
zungsanlage zur Bereitstellung von Raumwärme Wann- 
wasser erzeugt. Diese Anlagen sind jedoch ausdrücklich 
nicht gemeint. 

5. Zu § 14 Absatz 1 erster Halbsatz 

In § 14 Absatz 1 erster Halbsatz sind die Wörter „mit 
festen Brennstoffen“ durch die Wörter „für feste Brenn- 
stoffe“ zu ersetzen. 

Begründung 
Redaktionelle Änderung. 

6. Zu § 19 Absatz 2 Satz 1 

ln § 19 Absatz 2 Satz 1 ist der einleitende Satzteil vor 
Nummer 1 wie folgt zu fassen: 

„(2) Abweichend von Absatz 1 hat die Höhe der Aus- 
trittsöffnung bei Gas- und Ölfeuerungsanlagen mit einer 
Feuerungswärmeleistung von 1 Megawatt bis 10 Mega- 
watt“. 

Begründung 

Die Anforderungen an die Ableitbedingungen des § 19 
Absatz 2 sind nach geltendem Recht nur für Gas- und 
Ölfeuerungsanlagen ab 1 Megawatt relevant. Anlagen 
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zur Verbrennung von festen Brennstoffen unterliegen ab 
1 Megawatt Feuerungswärmeleistung der Genehmi- 
gungspflicht nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz. 
Für diese Anlagen sind die Schomsteinhöhenberechnun- 
gen nach der TA Luft durchzuführen. 

Die Schomsteinhöhen für Gas- und Ölfeuerungsanlagen 
ab 10 bis 20 Megawatt müssen nach § 19 Absatz 3 eben- 
falls nach den Vorschriften der TA Luft berechnet wer- 
den. 

Die Änderungsvorschläge dienen der Klarstellung. 

7. Zu § 24 Nummer 17 - neu - 

§ 24 ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 1 5 ist das Wort „oder“ durch ein Komma 
zu ersetzen. 

b) ln Nummer 16 ist der Punkt am Satzende durch das 
Wort „oder“ zu ersetzen. 

c) Folgende Nummer 17 ist anzufugen: 

„17. entgegen § 25 Absatz 4 Satz 1 die Einhaltung 
einer dort genannten Anforderung nicht oder 
nicht rechtzeitig überwachen lässt.“ 

Begründung 

Der Betrieb einer bestehenden Anlage in der Übergangs- 
zeit bis zu dem Zeitpunkt der Einhaltung der Grenzwerte 
der Stufe 1 des § 5 Absatz 1 hat so zu erfolgen, dass die 
Einhaltung der Anforderungen regelmäßig überwacht 
werden. Verstöße sind ebenso als Ordnungswidrigkeit zu 
behandeln wie nach § 24 Nummer 3 oder Nummer 8. 

8. Zu § 25 Absatz 2 Satz 1 erste Tabelle 

ln § 25 Absatz 2 Satz 1 ist die erste Tabelle wie folgt zu 
ändern: 

a) Die Überschrift zu Spalte 3 mit der Angabe „Nummer 
4 bis 5“ ist durch die Angabe „Nummer 4 bis 5a“ zu 
ersetzen. 

b) Die Spalte 4 mit der Überschrift „Nummer 5 a“ ist zu 
streichen. 

Begründung 

Für Breimstoffe nach § 3 Absatz 1 Nummer 4 bis 5a sind 
gleiche Grenzwerte vorgesehen. Die Tabelle sollte daher 
redaktionell zusammengefasst werden. 

9. Zu § 25 Absatz 5 und § 26 Absatz 7 

ln § 25 Absatz 5 und § 26 Absatz 7 ist jeweils nach den 
Wörtern „Der Betreiber einer bestehenden“ das Wort 
„handbeschickten“ einzufügen. 

Begründung 

Die Beratung gemäß § 4 Absatz 8 bezieht sich ausdrück- 
lich auf handbeschickte Feuerungsanlagen für feste 
Breimstoffe. Die Beratung ist eingeführt worden, um eine 
richtige Bedienung der Feuerungsanlage zu erreichen. 
Die falsche Bedienung (Verhalten des Betreibers) ist eine 
der Hauptursachen für Belästigungen solcher Anlagen 
der Nachbarschaft durch Rauchgase. 


B. Entschließung 

1 . Zu § 5 Absatz 1 Satz 1 (Tabelle) 

a) Der Bundesrat unterstützt die Bundesregierung in 
ihrem Ziel, bei Feuerungsanlagen für den Einsatz von 
Festbrennstoffen strenge Emissionsgrenzwerte für 
Staub festzulegen. Dabei ist ein Staubgrenzwert von 

0. 02 glw? für Anlagen, die nach dem 3 1 . Dezember 
2014 errichtet werden (Stufe 2), sehr anspruchsvoll. 

b) Die ab dem 1. Januar 2015 geltenden Grenzwerte der 
Stufe 2 machen zusätzliche Entwicklungsarbeit in 
neue Anlagentechnik für die unterschiedlichen 
Brennstoffe erforderlich. Derzeit kann jedoch nicht 
abgeschätzt werden, ob die betroffenen Anlagen die- 
sen Grenzwert möglichst ohne Sekundärmaßnahmen 
im Betrieb einhalten köimen. Dabei gilt es auch die 
Wirtschaftlichkeit und Praxistauglichkeit zu beach- 
ten, damit der angestrebte Ausbau der thermischen 
Biomassenutzung nicht gefährdet wird. Der Bundes- 
rat bittet daher die Bundesregierung, bis Ende 2012 
den vorgenannten Staubgrenzwert unter Beachtung 
des Standes der Weiterentwicklungen in der Feue- 
rungstechnologie zu überprüfen und dem Bundesrat 
über das Ergebnis zu berichten. 

c) Darüber hinaus ist in Anbetracht der angekündigten 
EU-weiten Regelung zu Kleinfeuerungsanlagen für 
fesfe Breimstoffe eine Überprüfung der nationalen 
Grenzwerte, auch unter dem Gesichtspunkt einer 
möglichen Wettbewerbsverzerrung, angezeigt. 

2. Zu § 19 Absatz 1 

a) Der Bundesrat sieht in der Novelle der Ersten Verord- 
nung zur Durchführung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes (1. BImSchV) ein wichtiges Instru- 
ment zur Luftreinhaltung. Mit der Neufassung der 

1. BImSchV werden die Anforderungen an Feue- 
rungsanlagen, in denen feste Brennstoffe verfeuert 
werden, den technischen Weiterentwicklungen bei der 
Verringerung der Schadstoffemissionen angepasst 
und fortschrittliche Emissionsgrenzwerte festgelegt. 
Damit leistet die Neufassung der 1. BImSchV einen 
Beitrag zur Reduzierung von Feinstaubbelastungen. 

b) Nach Auffassung des Bundesrates bleibt jedoch die in 
§ 19 Absatz 1 der Verordnung enthaltene Regelung zu 
den Ableitungsbedingungen für Abgase bei Feue- 
rungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung mit 
weniger als 1 Megawatt im Hinblick auf den Schutz 
der Nachbarschaft hinter der geltenden Rechtslage zu- 
rück, da die dort vorgesehenen Abstandsregelungen 
lediglich brandschutztechnischen Anforderungen 
Rechnung tragen, aber nicht in jedem Fall eine ausrei- 
chende Verdünnung der Abgase und einen ungestör- 
ten Abtransport mit der freien Luftströmung gewähr- 
leisten. Der Bundesrat hält eine Überarbeitung der 
Verordnung in diesem Punkt für dringend geboten. 

c) Allerdings sollte die mit der Novellierung beabsich- 
tigte Verringerung der Schadstoffemissionen der Be- 
völkerung rasch zugute kommen und Rechtssicherheit 
für Verbraucher und Hersteller hergestellt werden. Der 
Bundesrat spricht sich daher dafür aus, dass Verfahren 
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zügig abzuschließen und bittet deshalb die Bundes- 
regierung, die Regelungen des § 19 Absatz 1 zeitnah 
entsprechend zu überarbeiten. 

3. Zur Anlage 4 Nummer 2 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung um Prüfung, ob 
bei der Typprüfung Randbedingungen wie insbesondere 
der Gehalt an Gesamtstickstoff, Gesamtchlor und Ge- 
samtfluor sowie der Feuchtegehalt im Brermstoff doku- 
mentiert werden sollten. 

4. Zur Verordnung insgesamt 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, die mit 
der Umsetzung der Verordnung über kleine und mittlere 
Feuerungsanlagen verbundene Umrüstung (Nachrüstung/ 
Ersatzbeschaffung) von Feuerstätten für feste Brennstoffe 
durch ein bundeseigenes Förderprogramm zu begleiten 
und dabei auch eine vorfristige Sanierung der Feuerstät- 
ten mit einer deutlich früheren Emissionsminderung zu 
initiieren. 

Begründung 

Die mit der 1 . BImSchV vorgegebenen und die in Erwar- 
tung stehenden Emissionsgrenzwerte sind teilweise sehr 
anspruchsvoll. Die Erreichung dieser Werte wird größten- 
teils nur mit einem Komplettaustausch der Feuerungsan- 
lage möglich sein, was mit einer deutlichen finanziellen 
Belastung der überwiegend privaten Haushalte verbunden 
sein wird. 

Bei der Sanierung vorhandener Feuerstätten kann sich der 
Betreiber jedoch auf gestufte Übergangsfristen berufen, 
die erst Ende 2024 auslaufen. Eine Förderung der Umstel- 
lung könnte dabei auch einen Anreiz dafür bieten, die Sa- 
nierung zeitlich vorzuziehen. Damit wäre neben der Ent- 
lastung der Bürger auch das eigentliche Ziel der Novelle 
der 1 . BImSchV - die deutliche Emissionsminderung - 
früher zu erreichen. 
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